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der Friedensvertrag mit der
Ukraine vor dem

hauptausſchuß des Beichstages.
Nach der geſtrigen Plenarſitzung des Reichstages wurde

unerwartet noch der Hauptausſchuß zur Vorberatung des
Friedensvertrages mjt der Ukraine zuſammen-
berufen.

Staatsſekretär v. Kühlmann

führte in ſeiner einleitenden Rede folgendes aus:
Das Verhalten der ruſſiſchen Delegation, beſonders das Trotzkis,

in Breſt Litowſk iſt ohne Vorgang in der Geſchichte. Mit ſeiner
letzten Erklärung wollte er ſich aus einer unhaltbar gewordenen
Lage befreien. Es kam ihm im Ernſt auf den Frieden nicht an. Wir
können an die friedlichen Geſinnungen Rußlands nicht mehr
glauben, und müſſen für Ruhe und Ordnung in den an die beſetzten
Gebiete angrenzenden Ländern ſorgen. Unſer erneutes Eintreten
in den Krieg wird hoffentlich in Petersburg die Geneigtheit zum
Frieden ſtärken. Auch heute noch ſind wir bereit, einen Frieden zu
ſchließen, der unſeren Intereſſen entſpricht.

Aus unſerer Friedensbereitſchaft iſt der Friede mit der Ukraine
eniſtanden. Die Ukraine iſt ein reiches Land und die wirtſchaftlichen
Veziehungen waren für den Friedensſchluß von ausſchlaggebender
Bedeutung. Bei der Feſtſetzung der Grenzen machte die Ukraine
Anſprüche auf das Gebiet des Gounvernements Cholm, und es ent-
ſtand die Gefahr, daß die Verhandlungen ſcheitern würden, wenn
diefem Verlangen nicht Rechnung getragen würde.
Zwiſchen den Mittelmächten iſt das Verhältnis durch die Regelung

nicht getrübt worden,

wohl aber baben ſich die Polen verlett gefühlt. Auch der öſter-
reichiſche Miniſterpräſident wird ſich heute eingehend über dieſe
Fragen äußern, auch nach der wirtſchaftlichen Seite hin. Es ſind

hinſichtlich des Abtransportes der gewaltigen Vorräte
beſtimmte Vereinbarungen getroffen worden, ſo daß wir noch im
Laufe des Jahres davon Vorteil haben werden. Die Grenzen des
Gonvernements Cholm ſind nock nicht feſt beſtimmt, ſondern wer-
den durch eine gemiſchte Kommiſſion feſtgeſetzt werden, die ſich aus
Vertretern der Ukraine und Polens zuſammenſetzen wird. Redner
e pfabl zum Schluß die Annahme des Vertrages.

Abg. Gröber (Zente..): Bei den Verhandlungen mit der Ukraine
hätten Vertreter Polens als beteiligter Faktor zugezoen werden
ſollen. Dann wäre wo die Zuteilung des Cbolmer Bezirkes zur
Ukraine unterblieben. Bis auf dieſen Punkt kann dem Friedens
vertrag im ganzen zugeſtimmt werden.

Abg. Seyda Pole) legte entſchiedene Verwahrung dagegen ein,
daß das Selbſtbeſtimmungsrecht der Polen bei den Friedensverhand
lungen mit der Ukraine ſo wenig beachtet worden ſei. Ganz unver-
ſtändlich ſei die Abtrennung des Cholmer Bezirkes, der ſchon vom
Wiener Kongreß als zu Polen gehörend anveſehen wurde. Daber
ſei eine Korrektur des Vertrages unter Berückſichtigung der berech-
tigten Wünſche der polniſchen Bevölkerung des Cholwer Bezirkes
notwendig. Ebenſo wenig dürften Grodno und Byaliſtok, urpolniſche
Gebiete, zu Litanen geſchk'gaen werden.

Abg. Ledebour (Unabh. So.) forderte die Vorlegung des ſtagts-
recht'ichen Aktes, aus dem die Reichsleitung das Rest ableitete, mit
der Ukraine, einem Beſtandteil des ruſſiſchen Reiches, einen Frie-
densvertrag obzuſchließen.

Abg. Naumann (Fortſchr. Volksp.) fragte: Wie liegen die ſtaats-
rechtlichen Verhältniſſe der Ukraine? Meines Wiſſens liegt nur ein g
Entwurf dazu vor. Ob mit einer Verſonengruvve ein geſickerter
Vertrag abgeſchloſſen werden kann, iſt fraalich. Solle durch die zwei
Kaiſerproklamationen vom Novemker 1916 die Geſtaltung Polens
von dem Verhalten der Polen abhängig gemacht werden, ſo würde
das einen ſchlechten Eindruck machen.

Abg. David (Soz.): Die von dem Abgeordneten Ledebour gegen
den Friedensvertrag erhobenen Bedenken kann ich nicht teilen. Wer
es ernſt meint mit dem Selbſtbeſtimmunosrecht, der muß auch der
Ukraine einräumen, dieſes Recht auszuühen. Nach der Anſicht Lede-
bours wäre es gar nicht möglich, mit einem während des Krieges
auseinanderfallerden Stogtsweſens oder deſſen Teilen Frieden zu
ſchließen. Jm Oſten berrſcht jetzt ein troſtloſes Chaos auch in der
Politik. Es darf nicht wie hisher von zwei Zentren aus eine ſich
vielfach kreuzende Politik getrieben werden.

Abg. Graf Weſtarp (Konſ.) drückt ſeine Zufriedenheit über den
Friedensvertrag mit der Ukraine aus. Durch den Vertrag mit der
Ukraine ſei auch den Wünſchen der Türkei hinſichtlich der Dar-
danellenfrage entſprocken. Die Hilferufe der Oſtvölker gehen auf die
ſang bunaszyogag; usbizaog a2q bunjwngg qun bunpquvhogz 24vjnaq
die Bolſchewiſten zurüd.

Aba. Streſemann (Natl.) beſtätigt aus eigener Anſchauung in
Riga, daß ſtändig deutſche und andere Flüchtlinoe über die unbe
ſchreiblichen Zuſtände und Barbareien unter dem Bolſcfewiſten
Regime berichtet haben. Die Zuneigung der Eſten und Livländer zu
Deutſchland iſt entſtanden aus dem Gefühl, vor der ruſſiſchen
Anarchie Sat zu ſucken.

Abg. Tiſchbeck (Fortſchr.): Wir ſtimmen dem Friedensvertrag
mit der Ufraine frendig zu. Lieber wäre es uns natörlich geweſen
wenn es gelungen wäre, mit Herrn Trotzki zu einem Abkommen wet
Großruklond zu kommen. In erſter L'nie iſt für uns das dentſche
Intereſſe maßgebend. Von ihm gus beorüßen wir jeden Einzel
frieden, der dieſem entſetzlichen Krieg ein Ende macht. Wir be-
grüßen den Frieden, weil er unter Umſtänden die Möglichkeit bietet,
unſere Ernäbrurg zu fördern. Wenn nickt immer minutiss die
Intereſſen der Polen in dem Vertrage mit der Ukraine verreten
ſind, ſo gibt hierfür das Verbalten der Polen in gewiſſem h
eine Erklärung. Es ſcheint, als ob man in Polen die zwei Kaiſer-
proklomationen als unkündbare Hovothek aufgefaßt hat, daneben
aber immer Ausſchau hält, ob ſich nicht durch eine andere Wendung
der Dinge weitergehende polniſche Wünſche verwirklichen ließen.

Staatsſekretär v. Kühlmann
rachten Fragen inbeantwortete die im Verlaufe der Beratung vorgeblängeren Ausführungen h ein Gedankenaustauſch zwiſchen Ver

tretern der Ukraine und der Polen nicht hat ſtattfinden können, liegr
am ſchnellen Friedensſchluß.

Die Bolſchewikiregierung geht mit ſehr großen Machtmitteln
gegen die Ukraine vor,

ein Beweis für das Vorhandenſein von Lebensmitteln. Die Dele-
gationen haben vorausgeſehen, daß die polniſche Bevölkerung Be-
denken gegen die Zuteilung von mit Polen durchſetten Gebieten zur
Ukraine äußern werde. Es galt aber, den Frieden zu ſichern und
ihn nicht etwa wegen des Cholmer Bezirks in Frage zu ſtellen. Wir
hätten gerne einen Vertrag geſchloſſen, der den Frieden mit ganz
Rußland gebracht hätte. Jch betrachte aber den Frieden mit der
Ukraine als den Vorläufer für den Frieden mit ganz Rußland.

Damit ſchloß die Veſpreckhung.

Der Bundesrat
hat geſtern dem Friedensvertrag mit der Ukraine zugeſtimmt.

Die ſozialdemokratiſche Fraktion
nahm in ihrer geſtrigen Sitzung den Bericht des Fraktions-
vorſtandes entgegen über die Ereigniſſe der letzten Woche.
Jm Anſchluß daran fand eine lebhafte Ausſprache ſtatt
über den Friedensvertrag mit der Ukraine.
Als Redner zu dieſem Friedensvertrag wurde Abgeordneter
Dr. David beſtimmt.

Fragen an Czernin.
Jn der letzten Verhandlung in Breſt-Litowſk hat Graf

Czernin erklärt, die Ukraine trete durch den Friedens-
ſchluß zu den Mittelmächten in das Verhältnis eines
neutralen Staates, nicht eines verbündeten. Er be-
kräftigte dieſe Auffaſſung durch den Nachſatz: „Das Ver-
hältnis der Ukraine zu der Petersburger Renierung geht
den Vierverband nichts an!“ Ende voriger Woche wurde
nun in einer Anzahl Wiener Blätter, von denen bekannt
iſi, daß ſie Mit dem Grafen Czernin in Verbindung ſtehen,
die Ueberzeugung geäußert, daz die ötterreichiſch- ungariſche
Heeresmacht der Ukraine ſofort hilfreich beiſpringen würde,
wenn „die Ukraine von der Petersburger Regierung irgend
wie bedroht“ werden ſollte.

Aus dieſem Anlaß richtet die Wiener Arbeiterzeitung
an den Grafen Czernin einige Fra en:

Wir fragen nun den Grafen Crernin, wie ſeine Abſicht, in
der Ukraine zum Schutze der Rada einzuſchreiten, mit ſeiner Er
klärung in Breſt-Litowſk vereinbar iſt. Die Ukraine iſt, erklärte
er ganz richtig, durch den Friedensvertrag ein neutraler Staat
für uns geworden, kein Verbündeter. Aus dem Begriff der Neu
tralität erfließt weder das Recht, uns in die Streitigkeiten dieſes
neutralen Staates mit anderen Staaten zu miſchen, noch eine
Pflicht, dem neutralen Staate, wenn er ſich bedrängt fühlt, zu
Hilfe zu kommen. Wir fraden den Grafen Czernin, der ausdrück
lich erklärt hatte. das Verhältnis der Ukraine zur Perersburger
Regierung gehe dem Vierbund nichts an, mit welchem Rechte er
nun in dieſes Verhältnis eingreifen will und was ihm das Recht
geben ſoll, ſich in die inneren Verhältniſſe der Ukraine und in
ihr Verhältnis zu Petersburg einzumiſchen.

Dieſes Recht, in der Ukraine militäriſch aufzutreten, und dieſe
Pflicht, zum Schutze der Rada einzumarſchieren, muß mit den
ukrainiſchen Machthabern, mit denen der Friede geſchloſſen wurde,
doch irgendwie vereinbart ſein. Jn ſeiner Rede im
Delegationsausſauß hat Graf Cyernin, als Antwort auf Wil;ons
Punkte, erklärt: Wenn mit der Abſchaffung der Geheimdiplomatie
emeint iſt, daß Verträge ohne Wiſſen der Oeffentlichkeit nichtheſrehen können, ſo habe ich nichts oagegen einzuwenden, daß

dieſes Prinzip verwirklicht werde. Wir Wagen den Grafen Cier-

nin, wie er es mit dieſen Grund ätzen vereinbaren will, mit der
Ukraine Verträge abzuſchließen, deren Kenntnis der Oeffentlichkeit
vorenthalten wird.

Unſer Wiener Bruderblatt ſtellt ſodann feſt, daß die
Erklärung Trotzkis allgemein als der Friede mit Rußland
aufgefaßt worden ſei und daß dieſe Anname einen feſten
Stützpuukt in der übereinſtimmenden Auffaſſung Kühl-
manns und Czernins gefunden habe, nach der für
weitere Beſprechungen und für die Geſtaltung der gegen-
ſeitigen diplomatiſchen, konſulariſchen, rechtlichen und wirt-
ſchaftlichen Beziehungen in den in Petersburg weilenden
Kommiſſionen des Vierbundes eine Handhabe gegeben ſei.
Fünf Tage danach ſei alles anders geweſen. Da habe plötz-
lich nach dem gleichen Herrn Kühlmann die Erklärung
Trotzkis das Mittel zur Wiedereröffnung des
Kriegszuſtandes abgeben müſſen.

Alle dieſe Umſtände geben der Wiener Arbeiter-Zeitung
Anlaß zu dieſer Frage:

Nachdem Graf Czernin nun erklärt hat, daß darüber „volles
Einvernehmen“ zwiſchen Oejſlerreich- Ungarn und Deutſchland
yerrſcht, ſo fragen wir ihn, ob auch er der Meinung iſt,
aß jene Wendung, die er Sonntag als den Frie-den mit Rußland etern ließ, die Eröffnung des

neuen Krieges mit Rußland ſei. Wir fragen ihn: ob
auch er glaubt, die völlige und ſofortige Demobiliſierung derStreitkräfte ſei die Kündigung des Affenſtinſtandes Wir fragen,
ob ſich ſein „volles Einvernehmen“ auch darauf bezieht, daß der
Staat der ſich ſelbſt entwaffnet, mit Krieg überzogen werden darf.

Auf die Antwort Czernins darf man geſpannt ſein. Viel-
leicht wird man vergebens warten!

Preußiſche Wahlreform und
deutſche Außenpolitik.

Von Hermann Müller-Reichenbach.

Wenn wir daran feſthalten, daß die preußiſche Wahl
reform eine deutſche Frage iſt, ſo kann dennoch nicht geleugnet
werden, daß ihre Erledigung, rein objektiv betrachtet, eine
große außenpolitiſche Bedeutung hat. Jm Ausland wird der
Einfluß Preußens auf das Deutſche Reich nicht verkannt.
Dieſer Einfluß, der ſich in der Geſchichte des geeinten Deut
ſchen Reichs ſo oft in reaktionärem Sinne geltend machte,
kann nicht geleugnet werden. Er iſt tatſächlich da, wenn auim Ausland oft falſche Vorſtellungen darüber beſtehen, an

welchen Wegen er ſich äußern kann. Wer des öfteren Gelegen
heit hatte, mit Ausländern über deutſche Verfaſſungsverhält-
niſſe zu reden, der hat gefunden, daß im Ausland ſelbſt bei
Politikern oft ganz irrige Anſchauungen über das deutſche
Staatsweſen verbreitet ſind. Das iſt nicht erſt ſeit dem
Kriege ſo. Niemand wußte das beſſer als Auguſt Bebel, zu
dem in Berlin und Zürich Sozialiſten aus aller Herren Län
der gerne pilgerten, um ſich ſeinen erfahrenen Rat zu holen.
Weil Bebel die im Ausland ſo ſtark verbreitete Unwiſſenheit
über deutſche Dinge kannte, wurde auf ſeine Jnitiative, als
ſich die Vertreter der Arbeiterinternationale 1907 zum erſten
mal ouf deutſchem Boden verſammelten, dem Bericht des
Parteivorſtandes an den Jnternationalen Sozialiſtenkongreß
in Stuttgart ein beſonderes Einleitungskapitel vorangeſetzt,
in welchem im einzelnen auseinandergeſetzt wurde, daß „das
Deutſche Reich mit preußiſcher Spitze“ kein Einheitsſtaat ſei,
ſondern ein Staatenbund.

Die Ausländer ſehen vor allem vom Deutſchen Reiche die
preußiſche Spitze. Mit dem Schlagwort vom Kampfe gegen
den „Pruſſianismus“ verfſuchen die Kriegshetzer der Entente
immer wieder die Völker in die Kriegsleidenſchaft hinein
zuhetzen. Es gibt freilich auch im Ausland Leute, die mit
guten Gründen den Kampf gegen dieſes Schlagwort auf
nehmen. So hat der kluge W. Anderſon, der einen Diſtrikt
Sheffie'ds im engliſchen Unterhaus vertritt, ſchon vor Jahr
und Tag ſeinen Landslenuten ironiſch geklagt: „Wir ſind
zur Vernichtung des „Pruſſianismus“ in den Krieg gezogen.
Was ſind die vornehmſten Kennzeichen dieſes „Pruſſianis-
mus“? Die allgemeine Wehrpflicht und. das Schutzzollſyſtem.
Jm Verlaufe des Krieges haben wir die allgemeine Wehr-
pflicht bereits in England eingeführt, und wenn der Kampf
noch lange dauert, werden wir den Preußen auch noch das
Schutzzollſoſtem nachmachen.“

Von dem ſchlimmſten Kennzeichen des „Pruſſianismus“,
dem Dreiklaſſenwahlrecht, ſprach Anderſon freilich nicht. Daß
man das Dreiklaſſenwahlrecht nachmachen könnte, auf einen
ſo verrückten Gedanken kann ein Ausländer natürlich nie-
mals kommen. Ganz im Gegenteil. Hier haben die Eng
länder wieder die Zeichen der Zeit rechtzeitig erkannt. Mitten
im Kriege hat ſelbſt das Haus der Lords die Dringlichkeit der
Aenderung der engliſchen Verfaſſung anerkannt und einer
demokratiſchen Wahlreform ſeine Zuſtimmung gegeben, die
auch einem Teile der Frauen das Wahlrecht zum Unterhaus
gewährt.

Wird man in Preußen aus ſolchen Vorgängen endlich
lernen? Es war eine ſchwere Schuld der Regierungen Bülows
und Bethmanns, daß ſie die preußiſche Wahlreform nicht vor
dem Kriege durchſetzten. Sie rechneten damit, daß dieſer
Weltkrieg eines Tages kommen würde, für deſſen Ausbrechen
kapitaliſtiſche Jntereſſengegenſätze und das Wettrüſten mehr
als ein Jahrzehnt hindurch die Atmoſphäre geſchaffen hatten.
Als in den Augauſttagen 1914 die halbe Welt gegen Deut'ſch-
ſand in die Schranken trat, hätte es wenigſtens vor den Neu
tralen viel günſtiger dageſtanden, wenn es nicht mit dem
reaktionären Dreiklaſſenwahlrecht des führenden Bundes-
ſtaates be'aſtet geweſen wäre. Konnte aber nun einmal
Dentſchland, leider, zu Kriegsbeginn im Ausland nicht als
freibeitliches Stootsweſen gelten, ſo muß darin noch vor dem
Kriegsende Abhilfe geſchaffen werden. Jede Sabotierung
der vreußiſchen Wablrechtsvorlage, wie ſie die Reaktjonäre
im Abgeordnetenhaus jetzt wieder verſuchen, würde ſich früher
oder ſpäter bitter rächen. Wenn dieſer Krieg nicht der Vor
länfer neuer Hriege werden ſoll, ſo müſſen im kommenoen
Frieden die Völker wieder Vertrauen zueinander gewinn n.
m Ausland wird man aber um ſo mehr und um ſo ſchneller
Vertrauen zu don friedlichen Abſichien des den ſchen Volkes
gewinnen. ie freibeitlicher die deutſcken Verfaſſungsverhbäſt-
niſſe m Krieosende geſtattet ſind. Hierzu iſt aber in erſter
Linie die ſchnelle Durchſetzung des alllgemeinen, gleichoen,
direkten und gebeimen Wahlrechts für Preußen nötig. Die
deutſche Freiheit iſt erſt dann feſt verankert, wenn in Pren-
on dem führenden Bundesſtogt, dasſelbe Wahlrecht ailt, wie
im Peiche und ſo einer vorollelen Entwicklung im Reich und
in Preußen die Wege oohnet ſind. Es handelt ſich hier um
eine Frage, die für die Aukunft des Deutſchen Reiches von der
rrößten Bodeutung iſt. Die allernächſte Zeit muß lehren,
ob die Pegjerung das erkannt bat und mit allen ihr zu Ge
bote ſtehenden Mitteln dafür einentreten bereit iſt, daß in
Preußen der Wille des Volkes zur Geltung kommt.

T
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Das neue Reichstagswahlrecht.
Dem Reichstag wird bei ſeinem Wiederzuſammentritt

eine Vorlage für Wahlreform im Reiche zugehen, die das
Reichstagswahlrecht in bemerkenswerter Weiſe abändert. Es
handelt ſich um die Wahlkreiseinteilung, die ſeit 1869 unver-
ändert geblieben iſt. tzt ſollen die Wahlkreiſe, die ur
ſprünglich durchſchnittlich 100 000 Seelen zählten, aber in-
zwiſchen vielfach infolge der Jnduſtrieentwicklung zu gigan-
tiſcher Größe angewachſen ſind, wieder ein wenig in Ordnung
gebracht werden. Die vorgeſchlagene Reform iſt nun nicht
eine glatte Neueinteilung, ſo daß etwa jetzt Wahlkreiſe von
150 000 Seelen gebildet würden, ſondern nur ein Stückchen
Notgeſetz.

Die Wahlkreiſe, die weniger als 300 000 Einwohner
haben, bleiben ſo, wie ſie bisher waren. Die Rieſenwahlkreiſe
mit mehr als 300 000 Einwohnern erhalten in Zukunft für
je 300 000 volle und jedes weitere angefangene Hundert-
tauſend Einwohner einen Abgeordneten. Ein Wahlkreis mit
290 000 Einwohnern wird alſo durch die Vorlage überhaupt
nicht berührt. Ein Wahlkreis mit 300 001 bis zu 499 999
Einwohnern erhält zwei Abgeordnete, ein Wahlkreis mit
mehr als 500 000 Einwohnern drei Abgeordnete uſw. Jn
dieſen Rieſenwahlkreiſen ſollen nun aber die Sitze nicht ſämt-
lich der Partei zufallen, welche die meiſten Stimmen hat, ſo i-
dern nach der Verhältniswahl unter die Parteien verteilt
werden. Chemnitz hatte bisher z. B. ein Mandat, das ſeit langem
in ſozialdemokratiſchen Händen war. Bei der letzten Wahl er-
hielten wir dort 42 000 Stimmen, die Nationalliberalen
16 500, die Konſervativen 6800. Die Stimmenzahlen werden
nun der Reihe nach durch 1, 2, 3, 4 uſw. geteilt, je nach der
Zahl der zu beſetzenden Mandate, und die bei dieſem Divi-
ſionserempel jeweils höchſte Stimmenzahl erhält das Mandat
zugeſprochen. Jm Chemnitzer Falle fiele das erſte Mandat der
Sozialdemokratie zu; teilt man aber die ſozialdemokratiſche
Stimmenzahl durch 2, ſo ergibt ſie 21 000. und da an dieſe
Zahl die bürgerlichen Stimmenzahlen ebenfalls nicht heran-
reichen, ſo würde ihr auch das zweite Mandat zu geſprochen
werden. Hätten ſich indeſſen Nationalliberale und Konſer-
vative auf einen gemeinſamen Kandidaten geeinigt oder, was
in Zukunft möglich ſein ſoll, ihre Liſten vereinigt, ſo hätten
ſie zuſammen 25 300 Stimmen gehobt, ſo daß das zweite
Mandat ihnen und nicht der Sozialdemokratie zugekommen
wäre. Dieſes Verhältniswahlrecht wird in Zukunft demnach
in allen großinduſtrieſſen Pozirken herrſchen.

Die Geſamtzahl der Mandate wird insgeſamt um 44,
don 397 auf 441 vermehrt. Wieviele von dieſen Mandaten
der Sozialdemokratie und wieviele den bürgerlichen Parteien
zufallen werden, darüber vermöchte ſelbſt auf Grund der
Wahlergebniſſe von 1912 nur eine ſehr gründliche Nachfor-
ſchung Klarheit ſchaffen. Nun iſt aber nichts gewiſſer als
dies: die Abſtimmungsergebniſſe von 1912 haben für die
nächſte Wahl, die nach der ungeheuren Umwä!zung dieſes
Krieges ſtattfinden wird, nicht mehr die Bedeutung, die ſonſt
frühere Wahlergebniſſe für den nächſten Wablgang hatten.
Wohl alle Sozialdemokraten ſind feſt davon überzeugt, daß
die Erfahrungen dieſes Weltkrieges das ungeheuere Un-
glück, das der Kapitalismus über die Welt gebracht hat, der
Kriegsſozialismus, der das deutſche Volk vor dem Untergang
gerettet hat, und vieles andere die Zahl der ſozialdemo-
kratiſchen Wähler bedeutend vermehren müſſen. Auf der
andern Seite läßt ſich gar nicht abſchätzen, wie gute Aus-
ſichten die Parteiſpaltung einmütig vorgehenden bürger-
lichen Parteien gibt, in jedem Wohlberirk wenigſtens die
Hälfte oder ein Drittel der ſozialdemokratiſchen Stimmenzohl
aufzubringen, und ſich dadurch den zweiten oder dritten Sitz
zu erobern.

Läßt ſich alſo die Wirkung der neuen Wahflkreiseinteilung
nicht vorherſagen, ſo liegen zwei Einwendungen gegen ſie
ſofort auf der Hand. Einmal iſt es augen“cheinlich ungerecht,
daß im offenen Gegenſatz zu der urſprünglich feſtge'enten
Gleichheit der Wahlkreiſe auch in Zukunft große und kleine
Kreiſe nebeneinander beſtehen werden. Wie bisher wird die
Stimme des großſtädtiſchen Wählers in vielen Kreiſen we-
niger Einfluß auf die Zuſammenſetzung des Reichstages
haben, als die Stimme des Wählers aus irgendeiner ggrari-
ſchen Gegend oder irgendeinem winzigen Kleinſtgagt. Ebenſo
ungerecht wie dieſe feſtgebaltene Ungleichheit iſt die nene
Ungerechtigkeit, das Verhöltniswahlrecht nur auf die groß-
ſtädtiſchen Bezirke und nicht auf die übrigen Wahlkreiſe zu
erſtrecken. Man ſchützt dadurch die kapitaliſtiſchen Minder-
heiten in den Kleinſtädten.

Aber trotz aller dieſer Einwendungen bieibt die Vermeh-
rung der Reichstagsmandate um 44 Sitze, die den Groß-
ſtädten zufallen, ein außerordentlich bemerkonswerter Fort-
ſchritt. Berlin erhält mit ſeinen Vororten 20 Wondate ſtatt
bisher S, Hamburg 5 ſtatt 3, Leipzig 4 ſtatt 1, München und
Dresden 3 ſtatt 2 und die meiſten andern Großſtädte 2 ſtatt
bisher einem. Selbſt angenommen, daß den Hauvtvorteil
davon zunächſt die Liberolen hätten, bedentet doch dieſe Re-
form der Waohlkreiseinteilnng eine Verſtärkung der fort-
ſchrittlichen Elemente im Reichstag, wird ſie doch dos Bild
der Volksvertretung mehr den wirtſchaftlichen Tatſachen an
paſſen als bisher.

Damit iſt die Grundlage für weitere Verbeſſernngen ge
geben, und fo bleibt es frotz aller Einwendungen wünſchens-
wert, daß dieſe erſte Abſchlagszabhlung angenommen wird.
Wenn neben das neu errungene gleiche Wahlrecht in Preußen
die beſſere Vertretung der Großſtödte im Re'ichstog kritt,
ſind wichtige Fundamente für den Neuaufban Deutſchlands
gelegt.

Kriſenſtimmung in England.
Rokierdam, 19. Fabruar. Dem Nieuwe Rotterdamſche Courant

zufolge greift das radikale Abendblatt Star die Regierung an. Auch
die Weſtminſter Gazette iſt mit der Abſetzung Robert'ons unzu-
frieden. Das Blatt ſchreibt: Die Abſetzung Robertſons und die Er
nennung Rorthecliffs ſind Nachrichten, die uns wie ein Schlag ins
Geſicht treffen. Man will al'o den Sieg dadurch beſchleunigen, daß
man den größten Generolſtabschef, den England in unſerer Zeit hervor
gebracht hat, zur Seite ſchiebt und ſich der „Talerte“ North-
eliffs bedient, um die feindlichen Länder davon zu überzeugen, daß
unſere Kriegsziele gerecht und gut ſind. Die Regierung muß einſehen,
daß ihre Stellung durch die Debatten der letzten Woche ernſtlich er
ſchüttert iſt, und daß ſie wahrſcheinlich nicht ſtärker daſtehen wird, wenn
ſie dieſe Woche im Parlament erſcheint. Das Unterhaus iſt ungewöhnſich
geduldig geweſen, aber die Ereioniſſe der ketzten Woche haben ſeine Ge
duld auf eine ſchwere Probe geſtellt und viele Abgeordnete fragen ſich.
ob es nicht ihre Pflicht iſt, ihren Anſichten Geltung zu verſchaffen, ehe
das Uebel noch größer wird.

Am heftigſten greift das Abendblett Globe Llord George an.
Es bringt einen Artikel mit dem Titel „Llond George läuft wieder Amok
in der Armee.“ Das Blatt verlangt den Rücktritt Lloyd Georges,
Bonar Laws, Curzons und Milners. Der Londoner Kor
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reſpondent des Nieuwe Rotterdamſche Courant bemerkt: das eigen
artige an der politiſchen a ſei, daß die ſtets zunehmende Zahl der
Gegner Lloyd Georges nur das eine miteinander gemeinſam haben, daß
ſie ſeine Gegner ſind.

Nieuwe Courant vom 18. Februar ſchreibt: „Die Wahl Northeliffs

zum Direktor des in den der Entente feindlichen
Ländern kann nicht mehr Erſtaunen erwecken, als die Art, mit der Lloyd
George ſich die Dienſte dieſes Mannes zunutze macht, der eines der
ſchlimmſten Friedenshinderniſſe darſtellt. Mortheliffes Verſicherung, daß
ſeine Propaganda den Krieg bedeutend verkürzen wird, klingt faſt wie
Jronie. Die engliſche Regierung hätte keine unglücklichere Wahl treffen
können, um bei den Mittelmächten für die Sache der Alliierten J plä
dieren. Northeliffes Vergangenheit bürgt uns dafür, daß er die Kriegs
fackel anzufachen verſteht und daß er der letzte ſein wird, der Vertrauen
zu erwecken weiß. Da die Friedensfreunde nicht durchſetzen konnten,
wird es ſicher dieſen Kriegshetzern gelingen, den Friedensſchluß weit
hinauszuſchieben.

Condon, 19. Februar. (Reuter.) Unterhaus. Bei Ein-
bringung des Voranſchlages für das Heer betonte Lloyd George,
der mit lautem Beifall empfangen wurde, daß die in Verſailles ge-
faf ten Beſchlüſſe einſtimmig ſeien. Das Haus ſolle heute entweder dein
Vorgehen der Regierung ſeine Billigung ausſprechen, indem es dieſe
Beſchlüſſe unterſtützt, oder es ſolle eine andere Regierung
ſuchen, die die Verantwortung für die Ablehnung von Entſchlüſſen
übernehmen würde, die er für die Sicherheit des Landes für weſentlich
erachte. (Beifall) Aſquith kritiſierte die Methoden zur Durch-
führung des Verſailler Beſchluſſes, erhob aber keine Einwendungen gegen
die Erweiterung der Befugniſſe des Kriegsrates. Die Deite war
außerordentlich eingeſchränkt und es ereignete ſich kein Zwiſchenfall. Das
Haus beriet nach Erörterung über den Verſailler Kriegsrat verſchiedene
Heeresfragen. Die Vertrauersfrage wurde nicht geſtellt.

London, 19. Februar. (Reuter.) Oberhaus. Lord Derby
gab eine ähnliche Erklärung wie Lloyd George ab, in der er ſagte, daß
er im Hindlick auf ſeine bisherige Unterſtützung Roberſons, Lloyd
Gorge ſeinen Rücktritt angeboten habe, daß aber der Premier-
miniſter ihn erſucht habe, im Amte zu bleiben, um bei der Ausführung
des Planes zur Herſtellung einer beſſeren Einheit der Kriegsziele der
Alliierten zu helfen. Er habe zugeſtimmt, weil er der Anſicht ſei, daß
der Verſailler Plan zu einem Erfolg gemacht werden könnte und weſent-
lich zur Gewinnung des Krieges beitragen könnte.

Der Torpedoangriff im Aermelkanal.
Die jetzt vorliegenden genaueren Meldungen über den Vorſtoß der

deutſchen Torpedoboote in den Aermelkanal in der Nacht vom 14. zum
15. zeigen, daß die deutſchen Erfolge noch erheblich größer waren, als
in der erſten amtlichen l mitgeteilt werden konnte.

Die Torpedoboote drangen in die Kanalenge zwiſchen Dover, Folke
ſtone, Calais und Kap Erisnez ein und trafen dort eine aus Torpedo
booten, U-Boot-Jägern, bewaffneten 4 und kleinen Dampfern und
Motorſchnellbooten beſtehende ſtarke Kanalbewachung an. Das geſamte
Gebiet war durch Scheinwerfer und auf dem Waſſer ſchwimmende
Magneſiumleuchtkugeln taghell erleuchtet. Unverzüglich griffen unſere
Boote zuerſt die Fahrzeuge an, die mit Scheinwerfern die Straße be-
leuchteten. Ein großes Fahrzeug, anſcheinerd ein alter Kreuzer oder
ein Spezialſchiff, dem die Leitung der Kanalbewachung oblag, wurde
durch Artillerietreffer auf. nächfte Entfernung zuerſt in Brand ge-
eng und dann durch einen Torpedo zum ſofortigen Sinken ge-

racht.

Vier zum Angriff gegen unſere Boote vorgehende Motorſchnell-
boote wurden durch Artillerietreffer völlig zerſplittert und vernichtet.
Ein anſcheinend älteres Torpedoboot wurde gleichfalls mit wenigen
Salven in Brand geſchoſſen und kenterte dann. Ein U-Boot-Jäger
mit der Bezeichnung 1113 am Bug wurde auf 30 Meter durch einen
Volltreffer im Keſſel ſtillgelegt und durch weitere Treffer zum Sinken
gebracht. Die auf ihm befindlichen Magneſiumleuchtmittel explodierten
mit ſterker Detonation und ſprengten unter hellem Lichtſchein Schiffs
teile mit der Beſatzung auseinander.

Ferner wurde noch das Sinken von mindeſtens weiteren zwölf be
waffneten Fahrzeugen ſowie Treffer und ſtarke Sprengwirkungen auf
noch mindeſtens 11 bewaffneten Fahrzeugen einwandfrei beobachtet, ſo
daß mit Sicherheit anzunehmen iſt, daß der größte Teil von ihnen
ebenfalls geſunken iſt. Nur einzelne Fohrzeuge können ſich, ſchwer be
ſchädigt, nach dem nur wenige tauſend Meter entfernten Dover in
Sicherheit gebracht haben. Die Menſchenverluſte beim Feinde ſind
dementſprechend hoch anzuſetzen und überſteigen ſchätzungsweiſe 200.
Sämtliche angegriffenen feindlichen Fahrzeuge waren mit Geſchützen
und Waſſerbomben bewaffnet. g

Die Kämpfe in der UAkraine.
Aus dem Wiener Kriegspreſſequartier wird gemeldet: Der von

den Bolſchewiki angezettelte Aufſtand in der ukrainiſchen
Volksrepublitk nimmt alle Formen eines regelrechten Banden-
krieges an, bei dem Raub und Plünderung den Hauptkriegs-
zweck darſtellen, indeſſen der Kampf gegen die Rada bloß den poli
tiſchen Teckmantel abgibt. Die ganze Bewegung ſpielt ſich im
weſentlichen längs den Babnen und den wichtigſten Straßen ab.
Entlang dieſer Linien üben die zu Räuberbanden gewordenen Reſte
großruſſiſcher Truppenteile ihr Handwerk aus, indem ſie ſengend
und brennend, durch das reiche, noch beträchtliche Mengen der 1914er
Ernte bergende Land ziehen. Es gehört zu den Zeichen der Zeit,
daß ſich die kolſchewiſtiſchen Scharen mit Vorliebe der aus der
ruſſiſchen Front mitgebrachten Panzerzüge und Panzerautos be
dienen und ſo oftmals ſehr raſch Raum gewinnen. Die Kämpfe ſelbſt
koſten meiſt nur geringe Verluſte. Stoßen die Aufrührer auf eine
Uebermacht, räumen ſie in der Regel das Feld.

Leider waren die ukrainiſchen Truppen an der ganzen Front
noch aus der Zarenzeit her ſo zerſplittert, daß für die Rada das
Zuſammenziehen größerer Verbände unter den gegenwärtigen Ver-
hältniſſen ebenſo ſchwierig als zeitraubend iſt. So war es den
bolſchewiſtiſchen Truppen namentlich im Nordweſten des Landes
möglich, ſich wichtiger Bahnlinien, Bahnhöfe und Oertlichkeiten zu
bemächtigen, während das offene Land von ihnen nur wenig be
läſtigt wird und weitaus zum größten Teil der Rada anhängt. Be
dauerlicherweffe iſt auch Kiew von der Verwüſtung der Sowjet-
trubpen heimgeſucht worden. Die Einnahme dieſer Stadt durch den
großruſſiſchen Oberſt Murawrew ſtellt offenkundig eine der wenigen
größeren militäriſchen Aktionen der Aufrührer dar.

An der ukrainiſchen Front nimmt die Demobtiliſierung der
großruſſiſchen Truppen ihren Fortgang, d. h. die Mannſchaft verläßt
in hellen Scharen ihre Gräben und eilt heimwärts. Auch die
durch die Ent'aſſung zahlreicher Jahrgänge geſchwächten ukrainiſchen
Verbände marſchieren nach dem Jnnern des Landes ab. Die
Schreckensherrſchaft der Aufrührer laſtet ſchwer auf dem ukrainiſchen
Volk und begegnet ſelbſtverſtändlich auch bei den Mittelmächten,
größter und wärmſter Aufmerkſamkeit. Jn den jüngſten Tagen
duldeten die Verhältniſſe im Nordweſten der jungen Republik kein
längeres Zuſeben mehr. Gruppen der Heeresgruppe Linſingen,
(deutſche Verbände) haben, dem Hilferufe gegen die Groß-
ruſſen Folge leiſtend, im Raume von Kowel den Vor-
marſch angetreten.

Die Ereigniſſe in Finnland.
Nach einer Meldung der Petersburger Telegraphen-Agentur

deuern die Kämpfe bei Tavasgus an. Bei Charviala in der
Nähe von Tavasgus iſt eine Schlacht entbrannt. Charviala iſt in
der Hand der Roten Garden. Die Weiße Garde hatte in drei-
tägigen erbitterten Kämpfen Ende Januar Tavasgus zu nehmen
und vorzurücken verſucht, ohne daß es ihr gelungen wäre. Tavas
gus iſt durch das Artilleriefeuer gänzlich zerſtört.Der Generalſtob der Roten Garde in 8elingfors hat
eine Nachricht erhalten, daß ſich in verſchiedenen Teilen der Stadt
Mitglieder der Weißen Garde d rgen halten und den günſtigen
Augenblick abwarten, um ſich mit der Hauptmacht der Weißen
Garde zu vereinigen, die ſich in einer Entfernung von 20 Werſt
befindet. Jn der Nacht vom 12. Februar wurde die Aufmerkſamkeit
von Patrouillen auf eine Gruppe von fünfzig Männern gelenkt.
Als der Befehl gegeben wurde, ſie zu verhaften, ergriffen die Un

bekanhten die Flucht. Die Roten Garden eröffneten das Feuer,
Elf weiße Garden wurden verhaftet. Auf einer Liſte wurden die
Namen ihrer übrigen Kameraden gefunden. der r Nacht
wurden in Helſingfors noch ſiebzig weitere Weiße Garden feſtge
nemmen.

Der Generalſtab der Weißen Garde meldet: Unſere
chwachen Poſten bei Länkivohia ſind infolge der Sammlung
berlegener feindlicher Abteilungen zurü worden. Der
eind zieht auch nördlich Tammersſors ßere Abteilungen mit

räftiger Artillerie zuſammen.
Wie National Tidende aus Stockholm meldet, hat der Kom

mandant des Küſtenpanzerſchiffes r die Ruſſen aufgefordert, die
Aalandsinſeln zu verlaſſen. Die Ruſſen ſprengten das
Munitionslager in die Luft und ſteckten Wachſtation und die
Signalſtation auf Eckerö in Brand.

Ein Eisbrecher und das Schiff Heimdall ſind am 18. Februar
abends mit ſchwediſchen Truppen nach den Aalands-Jnſeln
abgegangen, um ſowohl die finniſchen Schützen, wie die ruſſiſchen
Truppen, zwiſchen denen es in den letzten Tagen wiederholt zu
Zuſammenſtößen gekommen iſt, fortzuſchaffen. Schweden über-
nimmt die Bewachung des von den Ruſſen zurückgelaſſenen Mate
rials und der Befeſtigungen.

Rußlands innere Kämpfe.
Das ruſſiſche Eiſenbahnnetz, ſoweit es den Bolſchewiki unterſteht,

iſt ſchon ſeit Tagen für jeden nichtamtlichen Verkehr geſperrt. Mehr
als 20 Generale des früheren Regimes wurden amneſtiert unter der
ſeicnaung, daß ſie fich dem Rat der Volkskommiſſare zur Verfügung

ellen.
In Podolien, Wolhynien und in der Gegend von Minſtk

breiten ſich, wie der Korreſpondent der TelegraphenUnion erfährt, die
Pogrome immer weiter aus. Kein Grundbeſitzer iſt mehr ſeines
Lebens ſicher; wem es nur möglich iſt, der flüchtet nach der Stadt.

Die Gegenrevolution am Don hat der Kohleninduſtrie von Nowo
Tſcherkaſt einen ungeheuren Schaden zugefügt. Die Arbeiter haben ihre
Abrechnung erhalten. Jhre Familien wurden gezwungen, ihre Woh-
nungen zu räumen. Von 100 Bergwerken arbeiten noch 15. Der
Kohlenverſand hat aufgehört, die Eiſenbahnzüge bleiben beladen an Ort
und Stelle. Das gleiche Bild bietet ſich in Juſſowſk und Makejewſk. Die
Sowjetführer werden verfolgt und erſchoſſen.

Der Sowjetausſchuß der Volkskommiſſare der Don- Republik
iſt wie folgt gebildet: Vorſitzender: Sergleieff, Arbeitskommiſſar: Ma
quidoff, Finanzen: Menſchudow. Sozialrevolutionäre vom linken Flügel
übernehmen die Poſten der Kommiſſare für Ackerbau, Nahrungsmittel-
verſorgung und Unterricht.

Die Zerſetzung in der ruſſiſchen Flott e, auch unter den bol
ſchewiſtiſchen Anhängern, macht große Fort'chritte.

Wie jetzt bekannt wird, hat die Beſatzung des Linienſchiffes Re-
publik vor einigen Tagen in einer Verſammlung beſchloſſen, das Ober
kommando der baltiſchen Flotte nicht mehr als die höchſte Organiſot'on
der Oſtſee-Flotte anzuerkennen und hat die Beſatzung der übrigen Schiffe
der baltiſchen Flotte aufgefordert, ſich dieſem Beſchluſſe anzuſchließen.

Siege der bolſchewiſtiſchen Truppen.
Charkow, 19. Februar. (P. T. A.) Die Sowjettruppen haben

die Truppen Kaledins bei Taganrog geſchlagen. Die Sta-
tionen Lichaha, Zwierowe und Suline nördlich von Nowo-
tſcherkafk wurden von den ſiegreichen revolutionären Truppen ge-
nommen. Die Truppen ſetzen nach ihrer Vereinigung mit den
auf ſeiten der Sowjets ſtehenden Koſaken den Vormarſchfort.
Auch wurden die gegenrevolutionären tartariſchen Truppen beſiegt.
Die Rote Garde iſt in Odeſſa ſiegreich. Volksbeauftragter
für den Kampf mit der Gegenrevolution iſt Antonow. Bei Witebſtk
wurden zwölfhundert polniſche Legionäre von Truppen der Roten
Garde entwaffnet. Die Schlacht dauerte zwei Stunden. Bei
Trochitſa ſüdlich Bychow im Gouvernement Mohilew zogen ſich
die polniſchen Legionäre nach einer Artillerieſchlacht nach Rogatſchew
zurück. Trochitſa wurde von den revolutionären Truppen genom-
men. Bei Zlobin fand ein erbitterter Kampf ſtatt. Die Roten
Garden feuerten aus zwanzig Schritt Abſtand auf die Polen. Sechs
Stunden hindurch fand ein Granatenkampf ſtatt. Das Artillerie-
feuer hielt dreißig Stunden an; mehrere tauſend Geſchoſſe wurden
abgefeuert. Die Sowjettruppen trugen den Sieg davon. Zlobin
wurde genommen. Die polniſchen Verluſte ſind ungeheuer.

Petersburg, 18. Februar. Bezirk und Stadt Borogobuje
wurden von den „Truppen der Sowjets beſetzt. Die polniſchenLegionäre zogen fich auf Jelnjg zurück. Ein Teil der Beſatzung
ſtreckte die Waffen. Jelnja und Rogatſchew wurden ohne Kampf
genommen. Die Polen ſind vollkommen umzingelt. Berditſchew iſt
von zwei Korps der Roten Garden beſetzt. Schitomir wider-
ſteht noch.

Kämpfe der Ruſſen gegen Rumänien.
Petersburg, 18. Februar. (P. T. A.) Die Meldung von der

Einnahme von Kiſchinew durch die Rumänen iſt noch nicht be-
ſtätigt, doch finden anſehnliche rumäniſche Truppenzuſammenziehun-
gen im Dnjeſtr-Gebiet ſtatt. Das ruſſiſche Oberkommando hat ener-
giſche Maßregeln ergriffen, um die Angriffe im Militärbezirk von
Odeſſa zurückzuweiſen und ſtellt Truppen und Artillerie an der
ausgedehnten Grenze Beßarabiens auf. Runcherod (?7) hat das
Hauptquartier um Hilfe gebeten. Die dorthin entſandten Roten
Garden und ruſſiſchen Truppen lagern nahe der Donau-Mündung
und am Ufer des Schwarzen Meeres und leiſten den rumäniſchen
Truppen Widerſtand. Die zur See entſandten Verſtärkungen an
Marine- Artillerie ſollen eine gegneriſche Offenſive verhindern. Jn
Odeſſa wurden Vergeltungsmaßnahmen gegen die rumäniſchen
Militärbeamten ergriffen. Der Chef der Militärpolizei wurde ver
haftet, die Offiziere leben in der Stadt unter behbördlicher Beauf-
ſichtigung.

Der Krieg zur See.
Berliün, 19. Februar. (Amklich.) Im mifllkleren Teile des

Mittelmeeres verſenkfen unſere U-Booke fünf Dampfer und zehn Secler,
wodorch haupfſächlich der Transporfverkehr nach Jlalien geſchädigt
wurde. Die vier vernichteken Dampfer, von denen einer ilalienifcher
Nafionelikät war, wurden aus ſtark geüſcherken Geleit-ügen heraus
geſchoſſen. Unler den Seolern befanden ſich die Naſienifſhen Fohrzeuge
Eſterel, Jda, Cafering. Lrſi. Laforo, Paolo Meriqa, Elſa, Ada und
Fanny mit Ladung: Fäſſer. Kohle, bzw. Grubenholz. Eine U-Bool
Fa“ſe in r wurde durch zwei Artilleriekreffer eines UBookes er

Der Chef des Adiniralſtabes der Marine.

Neues zur Weltlage.
Entgegen den von Stockholm nach Berlin gelangten Nach-

richten, daß die fremden Geſandtſchaften Petersburg verlaſſen
ätten, ſchreibt die Prawda, daß dieſe Meldungen erfunden

ſind; die Geſandten hätten heut mehr als ſe Grund in der ruſſi.
ſchen Hauptſtadt zu bleiben und Rußland zu unterſtützen

Philipp Gibbs, der bekannte Kriegskorreſpondent im eng
liſchen Hauptquartier meldet: Jetzt ſei in jedem Augenblick die
»roße deutſche Offenſive zu erwarten. Wir wiſſen, was jetzt
für Vorbereitungen getroffen werden, daß die Vorbereitungen ſo
weit gefördert ſind, daß die Offenſive beginnen kann; ſobald das
Wetter dafür günſtig iſt. Sowohl die britiſche vie die franzö
ſiſche Armee iſt überzeugt, daß die Offenſive nicht glücken wird.

Aus London wird gemeldet: Die vereinigte Gewerkſchaft
der Mechaniker verwarf die Vorſchläge der Regierung zur Be
ſchaffung von Menſchenmaterial mit 121017 gegen 27 470 Stimmen,

Wie der Matin aus Neuyork meldet, hat die amerikaniſche
Regierung die deutſche Fabrik Schütter und Köting in Philadelphia
mit Beſchlag belegt.
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Die Ausſchußberatung der
preußiſchen Wahlrechtsvorlage.

Jn der DienstagSitzung des Verfaſſungsausſchuſſes des Abge
ordnetenhauſes polemiſierte zunächſt ein Pole gegen den Konſer-
vativen. Die geſtrige Erklärung Dr. Friedbergs habe das Prinzip
des gleichen Wahlrechts aufgegeben. Ein Verhältniswahlrecht nur
für den Oſten würde ein Ausnahmegeſetz gegen die Polen bedeuten.
Für den Ausdruck, die deutſche Weſte ſei in BreſtLitowſt nicht
ſaueer geblieben, wird der Redner zur Ordnung gerufen. Er
meint, die jetzige Warſchauer Unruhe werde auch nuf Preußiſch-
Polen übergreifen.

Ein Konſervativer führt aus, das Volk habe jetzt kein
richtiges Verſtändnis für die politiſchen Realitäten. Auch durch
die Gefahr von Unruhen dürfen ſich die überzeugten Gegner des
gleichen Wahlrechts nicht zu ſeiner Genehmigung bringen laſſen.
Gerecht ſei eigentlich das berufsſtändiſche Wahlrecht, während ge-
rade in demokratiſchen Ländern das Großkapital herrſche. Was
die Regierung vorſchlage, würde durch Blut und Tränen führen.

Ein Zentrumsredner bekämpft das berufsſtändiſche
Wahlrecht, zumal es ſich im Landtage nicht ſo ſehr um Berufs und
Wirtſchaftsfragen handle, ſondern um Kirche, Schule, Kunſt und
Wiſſenſchaft. Zum Mehrſtimmenſyſtem werde das Zentrum Stellung
nehmen, ſobald beſtimmte Anträge vorliegen. Ein National-
liberaler tritt für die Wahlpflicht ein.

Ein Miniſterialdirektor teilt eine Aeußerung des
braunſchweigiſchen Staats miniſteriums über die dort beſtehende
Wahlpflicht mit, wonach bei direkten Wahlen die Wahlpflicht
nicht aufrecht zu erhalten wäre. Bei ſolchen Wählermaſſen wie in
Preußen könnte man die Gründe des einzelnen Nichtwählers nicht
prüfen. Ein Zentrumsredner tritt namens der chriſt-
lichen Arbeiter entſchieden für das gleiche Wahlrecht ein, das durch
die Vorlage noch nicht einmal gebracht werde, da die ungerechte
Wahlkreiseinteilung beſtehen bleibt. Auch die Zuſammenſetzung des
Herrenhauſes iſt eine genügende Sicherung gegen die befürchteten
Gefahren Sollte die Regierung zögern, zaudern oder umfallen, ſo
v das Vertrauen der chriſtlichen Arbeiter zu ihr erſchüttert
werden.

Ein Volksparteiler meint, die Konſervativen ſeien nur
geneigt, ihren Anhängern die politiſche Reife zuzubilligen. Er
wendet ſich dann eingehend gegen den konſervativen Antrag; die
Zuſatzſtimme für Vermögen und Beſitz würde auf dem platten
Lande jeder bekommen, die wirtſchaftliche Selbſtändigkeit haben ſehr
viele Kriegsteilnehmer verloren, die Zuſgtzſtimme für Bildung
würde diejenigen, die nicht damit bedacht werden, als ungebildet
hinſtellen, und die Berückſichtigung der Kinderzahl würde die ent
gegengeſetzte Wirkung erzeugen, als ſie beabſichtigt iſt, denn die
meiſten Kinder hat das Proletariat. Jn der landwirtſchaftlichen
Berufsgruppe nach dem konſervativen Antrag würden die Wäbler
erſter Klaſſe 40mal ſoviel zu ſagen haben als die in der zweiten
und 77mal mehr als die in der dritten, während beim Dreiklaſſen-
ſyſtem das Verhältnis wie 18 3,3 1 iſt. Gerade das Dreiklaſſen-
ſyſtem hat die Sozialdemokratie in Preußen am meiſten radikali-
ſiert und das Meer von Blut und Tränen würde dann kommen,
wenn man nach dem Rezept der Honſervativen vorginge. Weicht
die Krone jetzt zurück und wird ihr feierliches Verſprechen nicht
eingelöſt, dann werden verhängnisvolle Wirkungen eintreten.

Ein Konſervativer meint u. g., jetzt hätte wohl jeder
Arbeiter 6000 Mark erſpart, ſei alſo zur Ergänzungsſteuer veran-
lagt und außerdem verdienten die Arbeiter ſoviel, daß ſie wohl
überall über den Gemeindedurchſchnitt Steuern zahlen. Sie wür-
den alſo dieſe Zuſatzſtimmen erhalten. Man könnte über das gleiche
Wahlrecht vielleicht anders reden, wenn nicht die unglückſelige
Politik Bethmanns die Arbeiter, die bereits wankend geworden
waren, in das ſozialdemokratiſche Lager zurückgeführt hätten. Wo
hin man komme, ſehe man ja in Frankfurt, wo die Stadtverordne-
tenverſammlung mit Zuſtimmung des Oberbürgermeiſters die Ein-
führung des allgemeinen, gleichen, geheimen und direkten Wahlrechts
für Männer und Frauen beſchloſſen hat.

Der Sozialdemokrat verzichtet darauf, auf die Aus-
führungen der konſervativen Vorredner einzugehen, denn das meiſte“
davon hat ſchon in konſervativen Blättern geſtanden und als der
Redner es las, hat er ſich gefragt, wie man nur ſolchen Unſinn
ſchreiben könne. Gegenüber der nationalliberalen Behauptung vom
Montag ſtellt der Redner feſt, daß nach ſeinen Erkundigungen bei
den Verhandlungen zwiſchen den Parteiführern des Reichstages
kein Sozialdemokrat ſich mit einem Pluralwahlrecht abgefunden
hat; es iſt unmöglich, daß auch nur der Eindruck entſtehen konnte,
als würde ſich die Sozialdemokratie mit einem Pluralwahlrecht zu-
frieden geben. Die geſtrigen Ausführungen Dr. Friedbergs haben
den Redner unangenehm berührt. Die Regierung, die bisher ſtets
für das gleiche Wahlrecht eingetreten war, hat damit den Boden
der Vorlage verlaſſen. Wenn ſie ſich einmal für ein Mehrſtimmen-
wahlrecht erklärt, ſo gibt es kein Halten mehr. Die Ausſichten für
das Zuſtandekommen der Reform ſind dadurch nicht gerade geſtiegen,
die Konſervativen werden nach der eben gehörten Erklärung auch
gegen das gemäßigte Plurallvahlrecht ſtimmen und zu ihnen werden
ſich diejenigen geſellen, die das Pluralwahlrecht ablehnen, weil ſie
das gleiche Wahlrecht haben wollen. Unglaublich ſei es, heute noch
für ein Pluralwahlrecht einzutreten, daß ſich auf Vermögen und
Einkommen ſtützt. Nach dem Kriege dürften die hohen Löhne durch
große Arbeitsloſigkeit erſetzt werden. Und wie benachteiligt ein
ſolches Wahlrecht die Kriegsteilnehmer! Auch eine Zuſatzſtimme
für höheres Alter lehnen wir ab, denn die Arbeiter vieler Betriebe
ſterben infolge der ungeſunden Zuſtände in jungen Jahren. Die
Einführung des Proporz in gemiſchtſprachlichen Landesteilen allein
lehnen wir, als ein Ausnahmegeſetz gegen die Polen ab.

Nach weiterer Debatte ziehen die Konſervativen ihren Antrag
zurück und es wird ein konſervativ-freikonſervativerAntrag eingebracht, wonach Zuſätzſtimmen erhalten ſollen: die
jenigen, die 50 Jahre alt ſind und mindeſtens 3 eheliche Kinder, die
das 14. Lebensjahr vollendet haben, haben oder gehabt haben; die
zur Ergänzungsſteuer Veranlagten; die über den Gemeindedurch-
ſchnitt oder zu mindeſtens 3000 Mark Einkommen zur Steuer Ver-
anlagten; diejenigen, die mindeſtens eine verſicherungspflichtige
Perſon beſchäftigen oder mindeſtens 2 Hektar Landwirtſchaft be
treiben; diejenigen, die das Ziel einer Mittel oder Realſchule, die
Verſetzung in die drittoberſte Klaſſe einer mehr als ſechsklaſſigen
höheren Schule oder die Aufnahme in die 3. Seminarklaſſe einer
Lehrerbildungsanſtalt erreicht haben.

Weiterberatung Mittwoch nachmittag.

Politiſche Ueberſicht.
Deutſches Reich.

Die Koblenzer Reichstagsnachwahl.
wobei der „wilde“ Zentrumsmann Pfarrer Greber gegen
den offiziellen Kandidaten Generalleutnant Steinäcker
gewählt wurde, wird andauernd lebhaft erörtert. Greber war
früher Pfarrer im Hunsrück und erfreute ſich wegen ſeiner
umfaſſenden ſozialen Tätigkeit allgemeiner Beliebtheit; von
beſonderer Wichtigkeit iſt aber, daß ſich Greber, im Gegen
ſatz zu dem klerikalen Generalleutnant, ganz rückhaltlos auf
den Standpunkt der Reichstagsreſolution
vom Juli 1917 geſtellt hatte und überall für einen
Frieden des Ausgleichs und der Verſtändigung eintrat. Es iſt nun ſehr bemerkenswert, daß nicht
nur die offizielle Parteileitung, ſondern auch die geſamte
Koblenzer Pfarrgeiſtlichkeit gegen ihren Amtsbruder den
„Quertreiber“, Sturm lief; in einer geharniſchten Erklärung
gegen ihn wurde ſein Fall „als einzig daſtehend“ bezeichnet.
Man drohte ihm ſogar mit kirchlichem und religiöſem Boy
t. Alle Machenſchaften gegen ihn ſind indes r

ger jeben; er verdankt ſeine Wahl dem Widerſtande
waiteſter Volkskreiſe gegen das annexioniſtſch auftretende rheiniſche Zentrum. Die

Rußland zum Frieden bereit:
Berlin, 20. Februar. Staatsſekretär v. Kühlmann verlas im Verlauf ſeiner heutigen

an die deutſche Regierung:
Rede im Reichstage nachſtehenden Funkſpruch der bolſchewiſtiſchen Regierung in Petersburg

Der Rat der Volkskommiſſare ſieht ſich veranlaßt in Anbetracht der geſchaffenen Lageſein Einverſtändnis zu erklären, den Frieden unter den Bedingungen zu unterzeichnen, wel
von den Delegationen des Vierbundes in Breſt-Litow

Der Rat der Volkskomiſſare eSeiten des Hauſes).
geſtellt wurden (Hört, hört!daß die An er an die

deutſchen Negierung geſtellten Bedingungen unverzüglich gegeben werde. (Hört! hört! Lebhafte
Bewegung im ganzen Hanuſe.)

Der deutſche Tagesbericht.
Großes Hauptquartier, 19. Februar.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.

Nächtliche Vorſtöße des Feindes am Houthoulſter Walde
wurden abgewieſen.

Oeſtlich von Ypern und beiderſeits der Scarpe am Abend ge
ſteigerter Feuerkampf.

t Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.
Am Oi ſe--Aisne- Kanal führten Jnfantereabteilungen er

folgreiche Erkundungen durch.
Süvöſtlich von Tahur e ſtießen badiſche und thüringiſche Kom-

pagnien gegen die am 13. Februar in Feindeshand gebliebenen
Gräben vor und brachten 125 Gefangene zurück.

Der Geländegewinn wurde vor ſtarken feindlichen Gegen-
angriffen wieder aufgegeben.

Jm Luftkampf wurden geſtern ſieben feindliche Flugzeuge ab
geſchoſſen.

Oberleutnart Loerzer errang ſeinen 21., Leutnant Udet und
Leutnant Krou errangen ihren 20. Luftſieg.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Deutſche Truppen ſind geſtern Abend in Dünaburg

eingerückt. Sie fanden nur wenig Widerſtand. Der Feind war
größtenteils geflüchtet. Die vorbereitete Sprengung der Düna-
brücken iſt ihm nicht gelungen. Beiderſeits von Luck ſind
unſere Diviſionen im Vormarſch. Luck wurde kampflos beſetzt.

Von den anderen Kriegsſchauplätzen nichts Neues.
Der Erſte Generalquartierme ſter. Ludendorff.

Volksmaſſen wollen Frieden, Demokratie, ſoziale Fürſorge und
von dem ſozial empfindenden Paſtor erhoffen ſie mehr als
von dem adligen General.

Der rheiniſchen Zentrumspreſſe iſt recht katzenjämmerlich
zumute. Sie behauptet, Greber habe zahlreiche liberale und
ſozialdemokratiſche Stimmen erhalten; ſeine Wahl ſei ferner
der ſchlechten Organiſation und der wankenden Parteidiſziplin
zuzuſchieben. Jn der Kölniſchen Volkszeitung heißt es, daß der
Mangel an Fühlung mit den Wählern ſchon früher heftigſte
Oppoſition erzeugt habe. Winzer, aber auch Akademiker,
ſprächen es offen aus: „Wenn gewählt werden ſoll, da braucht
man uns, ſonſt hört und ſieht man nichts von Abgeordneten
und Parteileitung.“ Wenn einmal der rechte Mann komme,
dann werde man hier und auch in anderen Kreiſen noch
Ueberraſchungen erleben können!

Jn der Tat: Dieſe Ueberraſchungen werden
nicht ansbleiben. Wenn die Wähler einmal aufgerufen
werden, dann werden die Zentrumsherrſchaften ſpüren, daß
ſie ihre Anhänger nicht mehr ſo leicht wie früher lenken
können. Alle Führerklugheit vermag daran nichts zu ändern.

Der Wiederbeginn des Reichstags.
Der Reichstag hat geſtern nach einer mehr als reichlich be

meſſenen Weihnachtspauſe ſeine Sitzungen wieder aufgenommen.
Die Sitzung wurde eingeleitet mit einer längeren Rede des Vize-
präſidenten Dr. Paaſche, der an Stelle des erkrankten Präſidenten
Dr. Kaempf die Geſchäfte des Reichstags leitet. Dr. Paaſche,
dem man ſonſt die Fähigkeiten eines gewandten Redners nicht ab-
ſprechen kann, verſagte bei dieſer Gelegenheit vollkommen. Er ver-
las eine höchſt langweilige Betrachtung der gegenwärtigen mili-
täriſchen und politiſchen Lage vom Blatt und ſein monotoner Ton-
fall ſchläferte das Haus beinahe völlig ein. Jm Vergleich zu dieſer
Leiſtung waren ſelbſt die Reden des Präſidenten Dr. Kaempf ge-
radezu Höhepunkte.

Die Tagesordnung wurde ſchnell aufgearbeitet. Zunächſt wur-
den eine große Zahl von Anfragen unſerer Genoſſen Fuchs, König
und der Unabhängigen Ledebour, Vogtherr über ungerechtfertigte
Verſammlungsverbote vom Regierungstiſch mit allerlei Befürch
rungen zu rechtfertigen geſucht, zu denen dieſe Verſammlungen an-
geblich hätten Anlaß geben können. Weiter wurden mehrere An-
träge des Haushaltsausſchuſſes erledigt, in denen die Entlaſſung
der beiden älteſten Jahrgänge aus dem Heeresverband, die Zurück-
ziehung des Vaters aus der Feuerlinie, wenn Vater und Sohn
gleichzeitig an der Front ſtehen, die Schaffung eines Rechtes auf
Urlaub für Mannſchaften und Unteroffiziere und die Beſeitigung
oder wenigſtens Milderung der Strafe des ſtrengen Arreſtes for-
derte. General v. Wrisberg aus dem Kriegsminiſterium konnte
aus militäriſchen Rückſichten eine volle Erfüllung dieſer Wünſche
nicht zuſagen, der Reichstag aber erhob ſie zum Beſchluß. Heute
wird über den Frieden mit der Ukraine verhandelt
werden.

Deutſcher Reichstag.
129. Sitzung. Dientag, 19. Februar, nachmittags 3 Uhr.
Am Bundesratetiſche: v. Payer, Frhr. v. Stein, v. Krauſe,

Wallraf.Vizepräſident Dr. Paaſche eröffnet in Vertretung des durch einen
Kurgebrauch verhinderten Präſidenten Dr. Kaempf die Sitzung mit
olgender Anſprache: Seit wir nach unſerer letzten Tagung auseinander
ingen, ſind keine großen kriegeriſchen Ereigniſſe eingetreten, die Ver

anlaſſung zu beſonderen Kundgebungen geben konnten. Zu dem er
ſehnten Frieden im Oſten haben wir einen gewaltigen Schritt vor
wärts getan. Wir haben mit dem neuen Staat der Ukraine einen

rieden geſchloſſen, der für beide Teile ehrenvoll genannt werden kann.
ir haben durch dieſen Frieden gezeigt, daß das deutſche Volk bereit iſt,

ohne gewaltſame Annexionen und ohne Entſchädigungen zu verlangen.
einen Frieden zu u neßen, der es ermöglicht, mit dem betreffenden
Lande in dauerndem freundſchaftlichen Verhältnis zu leben. Leider iſt
es nicht gelungen, auch mit den übrigen Teilen Rußlands den Frieden
u erreichen. Wenn es unſern Diplomaten nicht gelungen iſt, auch
roßRußland zum Frieden zu bringen, und wenn der Kriegszuſtand

nach monatelangem ſtand wiederhergeſtellt iſt, ſo iſt das nicht
unſere Schuld. Wir können nur hoffen, daß es unſerer energiſchen Hilfe
Sopger wird, den Volksſtämmen, die ſich nach den Grundſätzen des

bſtbeſtimmungsrechts von Groß Rußland losſagen wollen, die Selb
ſtändigkeit zu ermöglichen. Die Ausſichten auf einen baldigen, ehren-vollen Frieden im Weſten ſind nicht beſſer geworden. Man will nach

wie vor nicht mit uns verhandeln, ſondern will uns niederzwingen.
z neuen gewaltigen Kämpfen ſehen wir mit Zuverſicht entgegen, in

der uns ſicher zu einem freien Lande macht.
auszuharren, um die Heimat zu ſchützen und einen

zuWadene weiſen

ſein. Nach Möglichkeit werden die älteren9 x Aber es gibt auch junge Leut:e,

Das Haas ehrt hierauf das Andenken des verſtorbenen AbgeordnetenStadthagen (U. Soz.) und Werlo (Ztr.) in der rigen Weiſe.

Ein Antrag auf Genehmigung zur Strafverfolgung des Abgeord
neten Henke (U. Soz.) wegen Verſtoß gegen das Geſetz des Be
lagerungszuſtandes wird der Geſchäftsordnungskommiſſion überwiefen,

Es folgen
kurze Aufragen.

Abg. Ledebour (U. Soz.) ſtellt feſt, daß entgegen einer im Junl
1917 erteilten Auskunft die Generalverſammlung der Ortsverwaltung
des Metallarbeiterverbandes zur Neuwahl der Geſchäftsleitung der Orts
verwaltung tatſächlich vom Oberkommando in den Marken verboten
worden iſt und fragt, was der eRichskanzler zu tun gedenkt, damit die
Mitglieder des Deutſchen Metallarbeiterverbandes der Ausübung des
n der Neuwahl ihrer Bevollmächtigten nicht weiter gehindert
werden.

General v. Wriesberg: Das Verbot iſt erſt nach der im Juli er-
teilten Auskunft erlaſſen worden, und zwar mit Rückſicht darauf, daß bei
den im Verbande herrſchenden Strömungen ſe Generalverſammlung
geeignet wäre, Unruhe und Kämpfe in den u nnd zu tragen. (Lachen
bei den U. Soz.) Und ſo auch die Munitionserzeugung zu erſchweren.
Derartige Kämpfe müſſen unter den gegenwärtigen Verhältniſſen un
bedingt vermieden werden.

Abg. Ledebour (U. Soz.): Jſt dem Reichskanzler bekannt, daß die
eben gegebene Antwort inſofern vollkommen unzutreffend iſt
(Vizepräſident Paaſche: Da die Antwort im Namen des Reichs
kanzlers erfolgt, wird das dem Reichskanzler wohl bekannt ſein. (Heiter
keit.) Jſt dem Reichskanzler bekannt, daß dennoch eine General
verſammlung, die in der Erwiderung als ſtörend für den Frieden erachtet
worden iſt, nachträglich geſtattet worden iſt, aber mit dem Verbot, in
dieſer Generalverſammlung einen Bevollmächtigten zu wählen?

Vizepräſident Paaſche: Da eine Antwort nicht erfolgt, gehen wir
zur nächſten Anfrage über. (Heiterkeit.)

Abg. Fuchs (Soz.) führt Beſchwerde darüber, daß in zahlreichen
Gemeinden in der Umgegend von Straßburg die Vergütungen für die
durch Armierungsanlagen verurſachten Kriegsſchäden ſeit Herbſt 1914
noch immer nicht bezahlt ſind.

Miniſterialditektor Dr. Lewald betont, daß die Feſtſtellung aus
Mangel an Arbeitskräften bisher o nicht möglich geweſen. Es ſollen
vorläufig durch Vermittelung des Statthalters von ElſaßLothringen
Vorſchüſſe gezahlt werden.

Ab. König (Soz.) führt darüber Beſchwerde, daß in Dortmund
weibliche Perſonen im Alter von 16 bis 35 Jahren aufgefordert worden
ſind, ſich in eine Meldeliſte einzutragen.

Ein Regierungsvertreter erklärt, es habe ſich nur darum gehandelt
e Ueberblick über die im Notfalle verfügbaren Arbeitskräfte zu er-
halten.

Abg. Voglherr (U. Soz.) bringt das Verbot von Verſammlunger
der Unabhängigen in Stettin zur Sprache.

Miniſterialdirektor Dr. Lewald erwidert, daß das Verbot ſich im
Hinblick auf die Stettin vorgekommenen Straßendemonſtrationen al
notwendig herausgeſtellt hatte.

Abg. Leube (Freiſ. Vp.) macht er aufmerkſam, daß die Fern-
ſprechnot hauptſächlich durch die Kriegsgeſellſchaften verurſacht ſei, dic
in übertriebener Weiſe die Fernſprechleitungen für ſich in Anſpruch
nehmen.

Ein Vertreter des Reich spoſtamts betont, daß die Schwierig-
keiten im Fernſprechverkehr in der Hauptſache mit der Unmöglichkeit
jetzt neue Leitungen herzuſtellen, zuſammenhängen. Daß die Kriegs-
gefellſchaften die Leitungen übertrieben in Anſpruch nehmen, treffe nicht
zu. Von den in Berlin angemeldeten Geſprächen nach außerhalb ent
fallen nach einer Feſtſtellung nur etwa 2 Prozent auf die Kriegsgeſell-
ſchaften.

Abg. Meerfeld (Soz.) bringt das Verbot des Beſuchs einer ſozial-
demokratiſchen Verſammlung durch Soldaten in Köln zur Sprache.

General von Wriesberg erwidert, daß aktiv im Heere befindliche
Miſitärper'onen nach F 49 des Reichsmilitärgeſetzes die Teilnahme an
politiſchen Verſammlungen unterſagt wird. Der Beſuch der ſozialdemo
kratiſchen Verſammlung mußte daher den Soldaten verboten werden.
Aus demſelben Grunde iſt aktiv im Heere ſtehenden Perſonen der Beſuch
von Verſammlungen der Vaterlandspartei verboten.

Auf eine Anfrage des Abgeordneten Haenle (Freiſ. Vp.) er
widert Miniſterialdirektor Caſpar: Der S 313 der Reichsverſicherungs-
ordnung hat die ſtrittige Frage, in welcher Mitgliederklaſſe oder Lohn-
ſtufe die Verſicherung freiwillig fortgeſetzt werden kann, dahin ent
ſchieden, daß die vor dem Ausſcheiden aus der Verſicherungspflicht maß-
gebende Klaſſe oder Stufe zu wählen iſt. Erſt die Kommiſſion des
Reichstags hat die Möglichkeit hinzugefügt, in eine niedrigere Klaſſe oder
Stufe überzutreten. Offenbar, um Mitgliedern, denen die Weiterzahlung
des bisherigen Beitrags ſchwer fällt, trotzdem zu ermöglichen, die Mit
gliedſchaft zu erhalten. An die Möglichkeit, daß ein ſolches Mitglied
ſpäter das Bedürfnis haben kann, wieder in die höhere Stufe
zu kommen, iſt damals wohl nicht gedacht worden, daher dürfte dies
Recht, jetzt zu vereneinen ſein. Es wird die Frage geprüft werden, ob
dieſe Befugnis zunächſt im Wege der Bundesratsverordnung für die
Kriegsteilnehmer und für die Kriegsdauer neu einzuführen iſt.

Eine Reihe Pelitionen wurden debattelos erledigt.
Abg. Erzberger (Ztr.) berichtet ſodann über Anträge des Aus

ſchuſſes über
Militäriſche Angelegenheiten.

Der Ausſchuß fordert die Entlaſſung der Jahrgänge 1869 und
1870. Wenn Vater und Sohn gleichzeitig an der Front ſtehen, ſoll der
Vater aus der Feuerlinie zurückgezogen werden. Mannſchaften und
Unteroffiziere ſollen ein Recht auf Urlaub erhalten. Die Strafe des
ſtrengen Arreſtes ſoll entweder beſeitigt oder gemildert werden.

Abg. Coßmann (Ztr.) betont, daß es viel Mißſtimmung erregt yabe,
daß viele junge, unverheiratete Leute für die Kriegsinduſtrie reklam:ert
ſind, während Väter von zahlreichen Kindern jahrelang im Felde ſteh n.

General von Wriesberg: Bei der Entlaſſung der älteren Jahrgänge
und der Urlaubsgewährung muß die rer Lage ausſchlaggebend

eute in die Heimat ge
ſchickt und durch junge Leute erſetzt. A
die in der Heimat nicht entbehrt werden können.

Die Anträge werden angenommen.
Rächſte Sitzung Mittwoch 11 Uhr: Der Friede mit der Ukraiae.
Schluß 434 Uhr.

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Heringe. Donnerstag, vormittag 28-12 Uhr: Nr. 14 001--17 500,

nachmittag von 2—-6 Uhr: Nr. 17501--21 000 der Lebensmittel
ſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon etwa 110 Gramm

zum Preiſe von 25 Pfg.
Kaffee-Erſatz-Mittel. Donnerstag, vormittag von 12

Nr. 14001-—17 500, nachmittag von 2——6 Uhr: Nr. 17 501 bis

e r in r r Jedeerſon Pfund zum Preiſe von 75 Pfennig.Quark. Wnneretes auf den beſonderen Bezugsſchein für Kinder

und der Lebensmittelſcheine Nr. 14001--21 000 bei den Milch-
ändlern Brockhaus, Ludvigſtraße 26, Kraneis Dies
auer Straße 6, Scharfe, Rud. V 85, ſowie in

der Verkaufsſtelle der Riemberger Molkerei, Beeſener Str.
Jede Perſon z Pfund auf Abſchnitt 2 des Bezugeſcheins
zum Preiſe von 30 Pfennig.
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Polniſche und öſterreichiſche
Srctaats:riſe.

Das Kabinett Seidler, deſſen Rücktrittsgeſuch Kaiſer
Karl von Oeſterreich 'abgelehnt hat, ſchwebt noch immer in
der Luft, weil es keine Mehrheit für das Budget finden kann.
Die Budget- Ablehnung der Polen, Tſchechen und Südſlawen
richtet ſich nicht gegen die augenblicklich im Amt befindliche
Regierung, ſondern gegen den Staat ſelbſt in ſeiner heutigen
J Von dem gegenwärtigen Oeſterreich wollen dieſe

ölker nichts mehr wiſſen, und die Sozialdemokraten ſind nicht
gewillt, es zu ſtützen, ſelbſt die Deutſch-Bürgerlichen ſind mit
Widerſtreben dazu bereit. Damit iſt für Oeſterreich eine
einzig-artige Lage gegeben. Nach 328 Jahren ſiegreicher Ver-
teidigung gegen äußere Feinde ſprechen ihm gleichſam ſeine
eigenen Völker die Exiſtenzberechtigung ab.

Jn die gleiche Kriſe iſt der polniſche Staat geraten. Die
bisherige polniſche Stgatsleitung verfolgte den Plan des An-
ſchluſſes an Oeſterreich durch Wahl Kaiſer Karls zum polni-
ſchen König. Aber ſtillſchweigende Vorausſetzung für die Polen
war dabei nicht nur, daß er ihnen Galizien als Morgengabe
mitbrächte, ſondern auch daß dem neuen Polenſtaat die Gren-
zen nach Südoſten gegen die Ukraine und nach Nordoſten
gegen Litauen weit ,hinausgerückt würden; darin hätte er
vielleicht vorläufigen Erſatz für den Verzicht auf Poſen,
Thorn und Danzig gefunden.

Der Friedensſchluß mit der Ukraine, welcher dieſer das
Gouvernement Cholm zuſprach, und die bevorſtehende Pro-
klamierung Litauens zum ſelbſtändigen Staat mit der Haupt-
ſtadt Wilna haben den Polen die Freude an der ſogenann-
ten auſtro- polniſchen Löſung gänzlich verdorben. Eine An-
lehnung an das bolſchewiſtiſche Rußland kommt für Polen
auch nicht in Betracht, ſo daß im Augenblick alle polniſchen
Hoffnungen erſchütternd ſind.

Die öſterreichiſch-polniſche Staatskriſe iſt eine Probe auf
die Unlösbarkeit der Nationalitätenfragen im Oſten. Es gibt
keine Entſcheidung, wie immer ſie falle, die nicht eine der
beteiligten Nationen tödlich kränkte. Entſchlöſſe ſich heute die
öſterreichiſche Regierung, eine konſtituierende Verſammlung
der Nationen einzuberufen und von vornherein das Selbſt-
beſtimmungsrecht jeder Nation anzuerkennen, ſo ginge der
Nationalitätenhader mit verdoppelter Leidenſchaft weiter: in
der erſten Sitzung des konſtituierenden Nationalitätenparla-
ments würden ſich Tichechen und Deutſche gegenſeitig in die
Haare geraten wegen der Frage, ob das Selbſtbeſtimmungs-
recht Böhmens einheitlich ausgeübt werden ſoll oder ob
Deutſch-Böhmen und Tſchechiſch-Böhmen es getrennt von ein-
ander ausüben können. Es gibt in Grenz- und Nationalitäten-
fragen eben keine prinzipiellen Entſcheidungen, die für alle
gleich gerecht wären, ſondern nur praktiſche Kompromiſſe.

c c

Wird jetzt ein ſolches Kompromiß für die Polenfrage ge
funden werden? Daß Cholm ukrainiſch und Wilna litauiſch
wird, ſcheint unumſtößlich gewiß. Kann man Polen auf Koſten
Weißrußlands entſchädigen? Wird Polen ſich damit zufrieden
geben wollen und dann von neuem auf die auſtro-polniſche
Löſung zurückgreifen? Oder werden die Polen durch Hart-
näckigkeit es dahin bringen, daß die Mittelmächte ſie ganz
fallen laſſen? Wird dann etwa eine Verſtändigung zwiſchen
Deutſchen und Tſchechen möglich ſein, da für die Tſchechen
doch jetzt wohl die Zeit gekommen iſt, den Traum vom eigenen
Tſchechenſtaat als gänzlich unerreichbar aufzugeben?

Das alles ſind ſchwierige Probleme, die über Oeſterreichs
Zukunft entſcheiden. Hoffentlich gelingt es unſeren Ver-
bündeten, eine Löſung zu finden, die der Gerechtigkeit und der
Demokratie Genüge tut und den nationalen Streit möglichſt
mindert.

Partei- Literatur.
Die Bedeutung des Soziglismus. Jn der vorliegenden Broſchüre

nimmt der Verfaſſer Dr. Max Adler den 70. Geburtstag des Kom
muniſtiſchen Manifeſtes zum Anlaß, deſſen Jdeengehalt unſerer
Zeit in eindringlichen Worten zum Bewußtſein zu bringen, wodurch die
eigertlich heute ſo umſtrittene Bedeutung des Sozialismus mit über-
zeugender Deutlichkeit zutage tritt. Der Verfaſſer erklärt in einer
kurzen Schilderung der ökonomiſchen Entwicklung vom Kapitalismus
zum Jmperialismus, wie auch der Entwicklung des Proletariats, das
nichts zu verlieren hatte, als ſeine Ketten, zu der an der Macht des
eigeren Stactes intereſſierten Maſſe, den notwendigen Zuſammenbruch
der Jnternationale im Kriege, der ſo nicht nur zu einer Weltkriſe der
bürgerlichen Ge'ellſchoſt, ſondern auch zu einer des Sozialismus wurde.
Dos durch dieſe Entwicklung immer ſtärkere Hervortreten einerſeits des
politiſchen, anderſeits des gewerkſchaftlichen Intereſſes ließ die wahre
Bedeytung des Sozialismus in den Hintergrund treten. Der Sozialis-
mus iſt mehr als die Verfolgung dieſer beiden Jntereſſen, er iſt die
klare Erkerntnis der Wurzel alles Uebels im Klaſſerſtaat, in der heu-
tiven Geſellſchaftsordnung, er iſt das revolutionäre Streben nach ihrer
Vmageſtoltung! Aus der Verblerdung der Proletarier aller krieg-
führenden Länder, die unter dem Einfluß imperioliſtiſcher Auffaſſung
den Stoandvunft des bloßen Arbeiterintereſſes, dem Standvunkt der
Emanzipation der Arbeiter vorangeſtellt haben, führt Adlers Forderung
nach dem Verſtändignngsfrieden den Soziglismits wieder zu ſeiner alten,
im Kommuniſtiſchen Manifeſt niedergelegten Bedeutung zurück, zum alten
Bewußtſein des internot'enoſen Hleſſergegenſobes und des internat'o-
nolen Gegenſotzes gegen die herrſchende Ge'ellſchaftsordnung. So wird
die in den überzengerdſten Worten oeſchriebene Broſchiire glei ſam a
einem Wegweiſer in beſſere Zeiten, indem der Verfaſſer durch die klare
Erkentnis der aufgetürwten Kinderniſſe die Möoljchkeit ihrer Um-
gebing arfeejet. Die Schrift iſt zum Preiſe von 33 Hellern bei dor
Wiener Volksbuchhandlung Jqnaz Brand Co., Wien VI
Gumwyperdorfer Stroße 18 zu haben. Gesnen Einſendung von 40 Hellern
in Briefwerken erfeloet ſefertige Zuſendung.

Von der Neuen Zeit iſt ſoeben das 20. Heft vom 1. Band des 36.
Johrgangs erſchienen. Aus dem Jnhoalt des Heftes heben wir hervor:
Zur Streikbewegung. Von Fritz Ebert. Grundlagen der Hegel-

e e e eMarx Ge Von Heinrich Cunow. (Schluß.)ſchichtsauffaffung.
Der r Staatsbankrott. Von Max Grunewald.

Die Neue Zeit er'cheint wöchentlich einmal und iſt durch alle Buch
handlungen, Poſtanſtalten und Kolporteure zum Preiſe von 3.90 M.
das Vierteljahr zu beziehen; jedoch kann bei der Poſt nur für das
Vierteljahr beſtellt werden. Das einzelne Heft koſtet 30 Pf.

Vom Wahren Jacob iſt ſoeben die 4. Nummer des 35. Jahrganges
erſchienen. us ihrem Jnhalt erwähnen wir folgende Beiträge:
Bilder: Wilſons Traum. Bedenklich. Ein Antiſtreikmittel.
Aus Rußland. Die Annexionsluſtigen. Aus Jtalien. Pfarrer
re Text: Bereitſchaft. Von Karl Bröger. Bautzen-Kamenz.

on Kl.
Der Preis der Nummer iſt 15 Pf.
Von der Gleichheit, Zeitſchrift für Arbeiterfrauen und Arbeiterinnen,

iſt uns ſoeben Nr. 10 des 28. Jahrgangs u enrnen Aus dem Jnhalt
dieſer Nummer heben wir hervor: Vom Krieg zum Frieden. An
Michel. Gedicht von Adolf Glaßbrenner. Eine berechtigte Fiage.

Opfertage. Von Schweſter Lydia Ruehland. Die Fabr.kpflegerin.
Von Martha Hoppe.

Die Gleichheit erſcheint alle 14 Tage einmal. Preis der Nummer
10 Pf. Durch die Poſt bezogen beträgt der Abonnementspreis viertel-
jährlich ohne Beſtellgeld 55 Pf.; unter Kreuzband 85 Pf. Jahres-
abonnement 2.60 M.

Vermiſchtes.
Wie alt die Tiere werden. Man ſollte es kaum für möglich halten,

daß ſogar von Tieren, die ſeit Jahrtauſenden in mehr oder weniger
enger Gemeinſchaft mit dem Menſchen leben, nicht ſicher angegeben
werden kann, welches Alter ſie durchſchnittlich erreichen. Gefangene oder
gezähmte Tiere können darüber keinen einwandfreien Aufſchluß geben,
weil ſie unter unnatürlichen Verhältniſſen ſtehen und nicht das Alter
erreichen, das ihnen von der Mutter Natur vorgezeichnet iſt. Allerdings
kommen wohl auch die freilebenden Tiere nur zum Teil und vielleicht
zum kleineren Teil bis zu dieſer Lebensgrenze, da ſie viel t und
Nachſtellungen ausgeſetzt ſind, die ſie einem vorzeitigen Tode aus-
liefern. Maßgebend kann eigentlich nur der Tod an Altersſchwäche
ſein und mit dieſem auch von der Wiſſenſchaft aufgeſtelltem Satz iſt die
ganze Schwierigkeit der Frage gekennzeichnet. Dr. Korſchelt hat eine
Reihe der bisher zuverläſſigſten Beobachtungen über das Alter der
Tiere zuſammengeſtellt, aus denen hervorgeht, wie unſicher die Schätzun-
gen insbeſondere auch für die bekannteſten Tierarten ſind. Das Alter
der Affen läßt ſich überhaupt nicht angeben, aber auch für Vögel, wie
Papageien, Adler, Tauben, Hühner, Kanarienvögel, laſſen ſich nur ge
wiſſe Höchſtzahlen der Lebensdauer nennen, die etwa zwiſchen 20 Jahren
für die Hühner um etwa 100 Jahren für die Adler und Papageien
ſchwonkt. Gleichfalls 100 Jahre und mehr können angeblich Karpfen
und Hechte werden, noch viel älter Schildkröten, von denen ein Exem-
plar ein Methuſalem von 300 Jahren geworden ſein ſoll. Für die
Inſekten ſcheint das Geſetz zu gelten, daß ſie in den Entwicklungsſtufen
ſehr lange, eine Bockkäferlarve z. B. bis zu 45 Jahren, verharren können,
ols ausgebildete Tiere aber nur wenige Wochen oder gar nur Stunden
bis zu ihrem Tod zu leben haben. Ganz eigen liegen die Verhältniſſe
bei den mikroſkopiſchen Urtierchen, die ſich durch Teilung vermehren
und faſt unſterblich zu ſein ſcheinen. Von einem ſolchen winzigen Ge
ſchöpf ſind bis zu 4500 Geſchlechter gezeugt worden, ohne daß damit ein
Ende oder auch nur eine Abſchwächung der Zeugungsfähigkeit er
reicht war.

mm mmmm-- mBekanntnachung.
Die Lieferung von Papier, Schreibmaterialien und

ſonſtigen Bürovedarf für das Rechnungsjahr 1918 ſoll
unter den im Zentralbüro, Rathaus, Zimmer 15, ein-
zuſehenden Bedingungen vergeben werden.

Der Bedarf ſtellt ſich auf etwa:
49 700 Bogen Briefpapier,
20000 Schreibpapier,

205000 Konzeptpapier,
50 500 lliniiertes Papier,
8900 Padcpapier,
6700 Aktendeckel verſchiedener Farbe,
6 650 Löſchkarton.
3200 Stück Bunt- und Tintenſtifte,

700 Federhalter,7900 Vriefumſchläge, 400 mm lang, 155 mm br
Gröze
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Deröultanvondehore

Spannendes Filmwerk

DieKunstzu heiraten
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Fernruf 5738. Fernruf 1224.

in 5 Akten.
m „;J„Viggo Larsen in

Drama in 3 Akten.
er

901]

Leipziger Straße 88

TEEEEEEEE
Waldemar Psilander
Der t im Spun,

lin Auto aus mere

ſrrauer kleidung

in reicher Auswahl von ein-

fachster bis elegantester Art.

Rleider, Blusen, Röcke, Rostüme,

Mäntel, Jacken, Schürzen, Schleier,

Handschuhe. Strömpke

zu mäßigen Preisen. [801

Sachgemäße reelle Bedienung.

16600 370 mm lang, 140 mm br. Possen- Spiel in 3 Akten. Lustspiel in 3 Akten.
8000 riefumſchläge, 355 mm lang, 125 mm br.

a Siege 85 199 In der Goldwoche167 300 r egSe, 95 mm lang, 130 mm br. (vom 18. bis 23. Februar) gewähren wir für jedes an unseren
135 700 Wigſamſchläge, 180 mm lang, 115 mm br. Kassen abgelieferte Goldstück eine Freikarte für 2 Personen.

röße V),
71 300 riefumſchläge, 155 mm lang, 125 mm br. kenne e(Größe VI). a h S h W i eAußerdem Schreibmaſchinenpapier, Linienblätter- r 7 7 W S 7bunte Tinte, Stempelfarben, Siegellack, Heftzwirn uſw. e e x W

Angebote ſind unter Beifügung doppelter Proben
umgehend, ſpäteſtens bis 11. März 1918, nachmittags
1 Uhr im Jentralbüro abzugeben.

Auswärtige Firmen werden nicht berückſichtigt.
Halle, am 19. Februar 1918.

Der Magiſtrat.

e
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Jn unſerer Reparaturwerkſtatt
werden für dauernde Arbeit eingeſtellt

große Auswahl

Gegr. 1853 V. C. Sieberpt Fernruf 2363.

Brunmer Bonn
Große Ulrichstraße 22/23.

Thalia -Säle.
Sonnabend, den 23. Febr., pünktlich 8 Uhr

Volkstümlicher
Kammermusik-Abendö.

Ausführende:

1Kesselschmiec, Untere Leipziger Straße 9, gegenüber der Kirche.

1 Eisendreher, eeeeeeeeeeeerereee— e
Leipziger Künstter- Vereinigung für volks-

tümliche Kammermusik.
Frau Aline Sanden, Mitglied der Leipziger

Oper (Gesang). [898Leitung: Konzertmeister Heinr. Schachtebeck.

4
1 Eisenhobler,
1. Eisengießjer, an abe.

Wohnungen ſind vorhanden.

Clehtrowerko Alciengesblsohaft

brude Poipa,

Post Zschornewitz,
Bez. Halle. [904

3 Könige

868]

Varietee
Kl. Klausſtr. 7

Umpreßhüte
werden angenommen.

Große Ruswahl in Blumen.

Fritz Möſenthin
Burgſtraße gegenüber der Burg.

Preis J. So M.
Lieferzeit J Wochen.

Ja Freten Otunden

Wo enſchrift
voll ſpannen der Romane

und Erzählungen.
Preis 15 Pf.

Buchhdlg. valksſtimme,

Halle, Gr. Ulrichſtr. 27.
wen

Haydn, Kaiserquartett. Morart, Lieder. Mozart,
Klarinettenquintett. Bee hoven, Lieder. Beet-

hoven, Streichquartett A-Dur op. 18 Nr. 5.
Ritter-Flügel.

Volkstümliche Preise: Sperrsitz 1 M., Offener
Platz 50 Pf. Karten in der Hofmusikalienhandlung
von Heinrich Hoihan u. i. Arbeiltersekretariat,

Harz 42/44.

Umarbeitungen nagh
neueſter Form.

Nr. 2

000000

e

Vahre Jacob

Buchhondlung Volksstimme

Preis 15 Pfennig

Halle, Gr. Ulrichstraße 27

Kalbe
Donnerstag, den 21. Febr.
Anfang 7,30 Uhr. Ende 1,45 Uhr

Ein Volksfeind
Schauſpiel von Jbſen.
Freitag: Die Walküre.

die Gleichheit-

otiademokra:Iche Fraueateitung

Nr. 8

eingetroffen.
Buchhand'ung Volksstimme

Halle, Gr. Ulrichstraße 27
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DasſeuehumorisfischePrograunmn

Neue Poſſen: Die verhexten Möbel,
Diſtelfink will ſich ſcheiden laſſen

Urkomiſch! Größter Heiterkeitserfolg! Urkomiſch!

M M Mir bitten, beiAera unſere Jnſerente
Sinnn M n

berückſichtigen
zu wollen l werden beſohlt und re

Kſaffeeröster

sehr preiswert.

C. F. Ritter
Leipziger Straße 90.

Schuhe
und Stiefel

riert
222 2 v. r.
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Nr. 43.

Beilage zur Volksſtimme.
Halle, Mittwoch den 20. Februar 1918.

Halle und Saalkreis.
Halle, 20. Februar 1918.

An die Willenloſen.
Wer lange Jahre das ſchwierige Feld der Organiſation be

ackert, Kleinarbeit in den verſchiedenſten Arten geleiſtet hat, kennt
nur zu gut jene Mitmenſchen, denen es immer an feſtem Entſchluß
mangelt. Es ſind die Wankelmütigen, die Unzuverläſſigen, die
ſich nie zu einer entſcheidenden Tat bekennen. Fragt man ſie,
ob ſie ihren Beitritt zur Organiſation vollziehen wollen, ſo ant
worten ſie in der Regel, ſie wollen es ſich noch einmal überlegen!
Der Organiſator und Agitator in der Arbeiterbewegung erlebt
in ſeiner Miſſion nur zu oft die größten Enttäuſchungen. So
manche öffentliche Verſammlung, in der er zu ſeinen unorgani-
ſierten Klaſſengenoſſen geſprochen, hat ſeine klaren, das vitalſte
Intereſſe der Verſammelten berührenden Ausführungen mit Bei-
fall quittierk, der agitatoriſche Erfolg ſeiner Rede aber ſtand in
keinem Vergleich mit dieſer Zuſtimmungskundgebung. Die Mo
mente, in denen der Redner in populärer Weiſe ihre Leiden und
Kümmerniſſe beleuchtete und ihnen den Weg zeigte, wie ſie ſich
durch den Beitritt zu ihrer Klaſſenorganiſation den Weg bahnen
könnten, mit dem eigenen Schickſal zu ringen, entflammte zwar
die Herzen der Verſammelten, damit hatte es bei den meiſten unter
ihnen aber auch ſein Bewznden. Den nächſten Schritt zur Tat,
zum Anſchluß an die Organiſation, fanden ſie nicht.

Leider beſteht die übergroße Zahl der heute der Organiſation
noch Fernſtehenden aus ſolchen energie- und tatenloſen Mitmen-
ſchen, die nie auf ſich ſelbſt, ſondern meiſt auf die übrigen hoffen.
Sie ſcheinen der Wurzel, aus der ein ihr eigenes Leben beſtimmen
der Entſchluß hervorwachſen kann, zu ermangeln. Jhr Weſen iſt
ohne Saft und eigene Bewegkraft.

Jenen, die den Ernſt der Zeiten nie erkennen, ſich nie berufen
fühlen, das Schickſal der Menſchen durch ihre eigene Tat mit zu
beſtimmen, hat Johann Cottlieb Fichte vor über hundert Jahren
in ſeiner vierzehnten Rede an die deutſche Nation mit herzer-
friſchender Deutlichkeit den Spiegel ihres falſchen Tuns vor Augen
gehalten. Worte wie die damals aus ſo berufenem Munde ge
ſprochenen haben ſich lebendig erhalten, auch für unſere Zeit.
Jenen, die den Weg zur Organiſation nicht finden, oder vorgeben,
noch ein bißchen zu warten, ehe ſie beitreten wollen, würde Fichte
ſagen:

„Faſſet ihn auf der Stelle, dieſen Entſchluß. Saget nicht, laß
uns ein wenig ruhen, noch ein wenig ſchlafen und träumen, bis
etwa die Beſſerung von ſelber komme. Sie wird niemals von
ſelbſt kommen. Wer, nachdem er einmal das Geſtern verſäumt hat,
das noch bequemer geweſen wäre zur Beſinnung, ſelbſt heute noch
nicht wollen kann, der wird es morgen noch weniger können. Jeder
Verzug macht uns nur noch träger und wiegt uns nur noch tiefer
ein in die freundliche Gewöhnung an unſeren elenden Zuſtand

Noch weniger-als die Zeit, in der Fichte ſeine Reden hielt, er
trägt die kommende Zeit ſelten zögernden und elenden Zuſtand der
Menſchen. Gerade die Zukunft verlangt unerbittlich, daß jeder
feſte Entſchlüſſe faſſe. Ein Glied im großen Ganzen muß jedem
doch ein ſolches Pflichtbewußtſein erfüllen, als ob es auf ihn allein
ankäme. Nur ſo entſteht jene unbezwingliche Kraft, die es der
Arbeiterklaſſe erlaubt, guten Mutes in die Zukunft zu ſchauen!

Zur ſtädtiſchen Möbelverſorgung.
Auch die alten Möbel müſſen bewirtſchaflet werden

Bei der ſtädtiſchen Möbelverſorgung, die nun auch Halle aufge-
nommen hat, iſt meiſt der Hauptnachdruck auf die Beſchaffung neuer
Möbel gelegt worden. Dineben bleibt aber die Bewirtſchaftung der
Altmöbel ein Gebiet, das nicht außer acht gelaſſen werden darf und

das als ergänzendes Glied in einem großzügigen Plan zur Möbelver-
ſorgung von nicht zu unterſchätzender Bedeutung iſt.Ale hohen Preiſe der neuen Möbel werden zu einem erheblichen

Maße durch die ungeheuer geſtiegenen Preiſe der Rohmaterialien, be
ſonders des Holzes verurſacht. Daß aber im Möbelgeſchäft trotzdem
wo große Gewinne erzielt werden, kann man daraus erkennen, daß

B. die Stadt Köln, die für die Möbelbeſchaffung zwei MillionenSnart ausgeworfen hat, durch große Abſchlüſſe eine ſehr bedeutende

Preisermäßigung erzielen konnte. Aehnliche Erfahrungen hat manauch enderwirt gemacht. Die Gewinne im regulären Möbelhandel

verſchwinden jedoch, wenn man die Beutelſchneiderei betrachtet, die
ſich im Altmöbelhandel breit macht. Von einem Sachverſtändigen, der
im Auftrage der Gemeindeverwaltung eines Berliner Vorortes ge-
brauchte Möbel beſichtigte, die der Gemeinde von Privaten zum Kauf
angeboten waren, wird mitgeteilt, daß im Durchſchnitt ſür dieſe Möbel
das Zwei bis Dreifache des Preiſes gefordert wurde, der für ſie ge
zahlt worden war, als ſie neu waren. Zu ſolchen Preisforderungen
reizen die Angebote, die jetzt allgemein von den Möbeltrödlern gemacht
werden. So infſeriert einer dieſer tüchtigen Geſchäftsleute in einem
Dresdner Blatte, daß er 350 Prozent mehr als ſonſt für alte Möbel
ſtücke bezahle.

Die Möbeltrödler wollen natürlich Geſchäfte machen. Sie ham-
ſtern in ihre Lager zuſammen, was ſich auftreiben läßt und ſteigern
dadurch den Möbelmangel. Dieſe alten Klamotten werden notdürftig
zuſammengeflickt, äußerlich ein wenig aufgefriſcht und dann werden
Preiſe gefordert, daß den Kaufluſtigen die Augen übergehen. Der
private Altmöbelhandel wird zu einer öffentlichen Kalamität. Jetzt,
wo im Handel ſo viel reguliert wird, wäre es ſicher kein Fehler, wenn
die gen rden dem Altmöbelhandel etwas ſchärfer auf die Finger ſehen
würden.

Auf eine anſcheinend ſehr ergiebige Quelle des Altmöbelwuchers
hat kürzlich die Holzarbeiter-Zeitung hingewieſen. Von einem Ver-
trauensmann wurde ihr über ein Geſpräch berichtet, das e zufällig
in einem Hotel in der Provinz angehört hat. Die beiden Herren, die
es führten, offenbar wohlhabende Landwirte, ſind als Geldgeber an
einem gewinnbringenden Geſchäft beteiligt. Sie laſſen in den beſetzten
Gebieten im Oſten die Möbel aufkaufen, die dort in großen Mengen in
den Unterſtänden und den ſonſtigen Unterkunftsräumen der Offiziere
und Mannſchaften vorhanden ſein ſollen. Es war von ganzen Eiſen-
bahnzügen die Rede, die nach Berlin geſchafft und hier verkauft werden

wobei ſich mit Leichtigkeit einige Hunderttauſend Mark verdienen
aſſen.

Was es damit auf ſich hat, läßt ſich von Unbeteiligten ſchwer
nachprüfen. Die Angelegenheit gewinnt aber angeſichts des Friedens-
ſchluſſes im Oſten erhöhte Bedeutung. Zweifellos werden an der langen
Front und im Etappengebiet große Mengen Möbel frei, von denen
es mindeſtens zweifelhaft iſt, wer ein berechtigtes Eigentumsrecht an
ihnen hat. Sollte die Militärbehörde die Beſtände, uber die ſie das
Verfügungsrecht hat, veräußern, dann wäre es ein öffentliches Unglück,
wenn ſie privaten Händlern Gelegenheit geben würde, mit dieſen Wu
chergeſchäfte zu machen. Private Händler müſſen bei dieſen Geſchäften
grundſätzlich ausgeſchaltet werden. Es gibt ſicher eine Menge Ge
meindebehörden, die mit Freuden bereit wären, die Beſtände für ihre
minderbemittelten Gemeindeangehörigen aufzukaufen.

Wir möchten die öffentliche Aufmerkſamkeit auf dieſe Dinge lenken.
Hoffentlich greifen die zuſtändigen Behörden ein, ehe es zu ſpät iſt.

Erfolgreich beendete Lohnbewegung der Straßenbahnſchaffne
rinnen. Die jetzt bei der ſtädtiſchen Straßenbahn in Halle zahlreich
beſchäftigten Schaffnerinnen ließen der Straßenbahnverwaltung
vor kurzem ein Geſuch um Aufbeſſerung der Löhne zugehen. Es
wurde eine Zulage von einer Mark pro Tag verlangt, ſo daß der
Tagelohn auch dann erſt 3.25 M. (drei Mark 25 Pf.!) im Mindeſt-
falle, d. h. ohne Ueberſtunden, betragen ſollte. Zur Begründung
war darauf hingewieſen worden, daß in allen Privatbetrieben die
Löhne höhere feien. Bei den Schaffnerinnen ſei der Verbrauch
an Kleidern und Schuhwerk ein außerordentlich hoher. Die kör-
perlichen und geiſtigen Anſtrengungen der Schaffnerinnen ſeien
auch viel anſtrengender wie früher, da jetzt Wagen mit über 100
Perſonen, darunter 35 bis 40 Umſteiger, auf einer Strecke vor-
kommen. Durch die Einführung der Fahrſcheinhefte, die nicht von
den Schaffnerinnen verkauft werden, und die Einführung der Ge-

das Abenteuer der Keuſahrsnacht.

12] Novelle von Heinrich Zſchokke.
„Das iſt ja zum Ohnmächtigwerden!“ rief die Frau

Miniſterin, die ebenfalls zu einem der Fenſter getreten war:
„Wer iſt denn der niederträchtige Menſch, der ſich dergleichen
erfrecht?“

„Frau Exzellenz!“ antwortete Jnulian mit verſtellter
Stimme, indem er den jüdiſchen Dialekt annahm: „Jch wollte
Jhnen doch ein kleines Vergnügen machen. Halten zu Gnaden,
ich bin nur der Hofjude Abraham Levi; Frau Exzellenz
kennen mich doch ſchon.“ t

„Wei mir!“ ſchrie eine Stimme oben am Fenſter: „Ehr-
vergeſſener Kerl, wie willſt du ſein Abraham Levi? Bin ich
nicht ſelber Abraham Levi? Du biſt ein Betrüger!“

„Ruft die Wachel“ rief die Frau Miniſterin: „Laßt den
Menſchen arretieren!“ 5Bei dieſen Worten verließen alle Gäſte in großer Be
hendigkeit die Fenſter. Aber auch der Prinz blieb nicht ſtehen,
ſondern nahm im Doppelſchritt den Weg durch einige kleine
Quergaſſen.

Ein Schwarm Bedienter, begleitet von einigen Finanz
ſekretären, ſtürzte aus dem Palaſte hervor, und jagte umher,
den Läſterer zu ſuchen. Plötzlich riefen einige laut: „Wir
haben ihn!“ die andern eilten dem Rufe nach. Wirklich hatten
ſie den Nachtwächter des Reviers çcefunden, der in großer
Unſchuld auf dem Wege ſeines Berufs dahin trabte. Er
ward umringt, übermannt und, wie ſehr er ſich auch ſträubte,
wegen ſeiner ſarkaſtiſchen Einfälle auf die Hauptwache ge

t.we wachthabende Offizier ſchüttelte verwundert den

Kopf und ſagte: „Man hat mir ſchon einen Nachtwächter zu
geführt, der durch Verſe, die er auf die Mädchen der Reſidenz

eine fatale Schlägerei zwiſchen Offizieren und
ürgerlichen verurſacht hat.“Der en eingebrachte Gefangene wollte durchaus nichts

geſtehen, und lärmte gewaltig, daß ein Haufe zunger Leute,
die wahrſcheinlich zu viel getrunken haben mochten, ihn in
der Ausübung des ihm anvertrauten Amtes geſtört hätten.
Einer der Finanzſekretäre ſagte ihm aber den ganzen Vers
vor, der den gerechten Zorn der Frau Miniſterin und aller
ihrer Gäſte erregt hatte. Sämtliche Soldaten brachen in ein
erſchütterndes Lachen aus. Der ehrliche Nachtwächter aber
ſchwor mit Tränen ihm ſei ſo etwas nie in den Sinn ge
ſtiegen.

2. Jahrgang.
päckſcheine ſei die Trinkgeldzahlung ſehr eingeſchränkt worden.
Uebrigens ſollten die Löhne bei einem ſtädtiſchen Unternehmen
ſo ſein, daß auf ein Trinkgeld nicht gerechnet zu werden brauche.
Der Magiſtrat iſt den Wünſchen entgegengekommen. Er be-
willigte eine Zulage von 70 Pf. pro Tag (21 M. im
Monat). Für Ueberſtunden über die täglichen 7 Stunden wurde
eine Zulage von 10 Pf. gewährt, ſo daß für eine ſolche jetzt 35 Pf.
bezahlt werden. Damit bleibt aber die Tatſache, daß in andern
Privatbetrieben die Löhne höhere ſind, beſtehen.

Die Schulreformfrage, die hoffentlich nächſtens endlich einmal
auch vom Halleſchen Stadtverordnetenkollegium gründlich behandel
wird, behandelt der Profeſſor Herr Abderhalden recht ausführlich in de
Saale-Zeitung, ſoweit dabei die höheren Schulen bis zur Univerſität
in Frage kommen. Er faßt ſich am Ende folgendermaßen zuſammen
„Die vorliegenden Zeilen bezwecken, diejenigen Kreiſe, die ſich mit dem
Aufſtieg der Tüchtigen beſchäftigen, auf einen weiteren Weg aufmerk-
ſam zu machen, dieſes Ziel zu erreichen. Er lautet: Abrüſtung in den
einzelnen Fächern. Jeder Schüler erhält in jedem Fach eine ſolide
Grundlage. Der Stoff iſt einer guten Begabung, aber nicht der Höchſt-
begabung angepaßt. Die ſeinen Gaben entſprechende Weiterbildung
ſucht der junge Mann ſelbſt an der Univerſität, in der Fachſchule oder
ſonſt im praktiſchen Leben. Die vielfach beſtehende und die vielfach
mit Abſicht aufrecht erhaltene Ueberordnung des Gymnaſiums gegen-
über der Realſchule, dem Realgymnaſium muß im Intereſſe der Schule
und der Schüler ſchwinden. Kleine Klaſſen ſichern einen individuellen
Unterricht und geben dem Lehrer erſt ſeinen vollen Wert als Freundund Erzieher unſerer Jugend. Auf ihr baut ſich die ganze Satun

unſeres Staates auf. Je tiefer die Ausbildung greift, um ſo mehr iſt
ein dauernder Beſitz von wertvollem Wiſſen geſichert. Nicht derjenige
beſitzt unbedingt Bildung, der eine höhere Schule beſucht hat, ſondern
derjenige, der j. das Weſen der einzelnen Diſziplinen eingedrungen
iſt und ihren Geiſt in ſich aufgenommen hat.“

Zu was wir die ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen haben mäſſen? End-
lich iſt uns eine klare Antwort auf dieſe ſo oft ſchon geſtellte Frage ge
geben worden, und zwar durch einen Vortrag, den jetzt der Lizentigt
Bräunlich im hieſigen Zweigverein des Evangeliſchen Bundes über jene
Gebiete gehalten hat. „Jetzt, da das ſiegreiche deutſche Schwert die
Macht der Bedrücker gebrochen hat, iſt der Augenblick gekommen,
nicht nur dieſe deutſchen Brüder, die in unwandelbarer Treue deutſche
Art und deutſche Anhänglichkeit bewahrt haben, zum Mutterlande heim
zuführen, ſondern vor allem den deutſchen Bevölkerungsüberſchuß, der
bisher Kulturdünger feindlicher Staaten war, zu Nutz und Frommen
des Vaterlandes in dieſe geſegneten Gefilde als Anſiedler zu ſetzen, da
mit in aller Zukunft die deutſche Volksernährung geſichert ſei.“ Der
Vortrag, der durch Lichtbilder ergänzt wurde war von
Wirkung, die fich beſonders darin bekundete, daß auf die Aufforderung
zum Beitritt in eine für die Beſiedlung der Oſtmarken gegründete Ge
ſellſchaft „Oſtdeutſche Anſiedlerhilfe“ ſich zahlreiche Zeichner meldeter.
Alſo Menſchen wollen wir ausführen und Siedlungsland gewinnen,
dazu wollen wir die ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen haben. Nun ja, ganz
ſchön und gut. Aber wenn wir einen ſo großen Menſchenüberſchuf;
haben, warum plagen ſich denn da Regierung, Reichstag, Wiſſenſchaft,
Sozialpolitik uſw. noch lange mit der Frage ab, wie wir unſere Be
völkerungszahl heben können?

Bundestag der Kriegsbeſchädigten. Wie wir der Nr. 9 der
„Mitteilungen“ des Bundes der Kriegsbeſchädigten und ehemaligen
Kriegsteilnehmer (Berlin SW 8, Lindenſtr. 114) entnehmen,
findet der erſte Bundestag an den drei Oſtertagen in Weimar ſtatt.
Aus der Tagesordnung intereſſieren insbeſondere die Punkte:
Unſer ſozialpolitiſches Programm für die Kriegsbeſchädigten. Die
Forderungen der Kriegsteilnehmer für die Friedenszeit; Der
Bund und die Arbeiter-, Angeſtellten- und Beamtenorganiſationen
Bundesſtatut; Wahlen uſw. Der Bund zählt ſchon rund 180 über
das ganze Reich verteilte Ortsgruppen, obwohl ihm aus beſonde-
ren Gründen eine öffentliche Werbearbeit erſt ſeit Oktober v. J.
möglich iſt.

Kriegsbeſchädigten-Lehrgänge in Land wirtſchaft. Jm Pro-
vinzialobſtgarten zu Diemitz findet vom 25. Februar dis 23. März
und vom 8. bis 20. April, vom 10. bis 22. Juni und vom 16. Sept.
bis 12. Oktober ein Lehrgang für Kriegsbeſchädigte zur Ausbildung
im Obſt- und Gartenbau ſtatt. Ein hr nach Erlernen dieſer
Tätigkeit kann der Lernende zu einer Prüfung herangezogen wer
den, und es wird verſucht, ihm eine Stelle zu verſchaffen, in der er
ſeine Kenntniſſe verwerten kann. Der Unterricht iſt unentgelt-

Während man noch mit dieſem Verhör beſchäftigt war,
der Nachtwächter ſeine Unſchuld beteuerte, die jungen Herren
für alle Folgen ihres Betragens verantwortlich machte und
die Finanzſekretäre in der Tat ſchon anfingen, zweifelhaft
zu werden, ob ſie auch den rechten Mann ergriffen hätten, rief
die Schildwache draußen: „Wacht heraus, ins Gewehr!“

Die Soldaten ſprangen davon. Die Finanzſekretäre
fuhren fort, den Nachtwächter mit Fragen zu beſtürmen.
Jndem trat der Feldmarſchall in die Wachtſtube, begleitet
vom wachthabenden Hauptmann.

„Laſſen Sie mir den Kerl da krumm ſchließen!“ rief der
Feldmarſchall, und zeigte mit der Hand hinter ſich. Zwei
Offiziere traten herein, die einen entwaffneten Nachtwächter
bei den Armen führten.

„Sind denn die Nachdwächter alle toll geworden?“ rief
der wachthabende Hauptmann ganz erſtaunt aus.

„Jch will dem Böſewicht morgen ſeine infamen Verſe
bezahlen!“ ſchrie der Feldmarſchall.

„Jhre Exzellenz,“ verſetzte der neugefangene Wächter
zitternd und bebend, „ich habe, weiß der Himmel, keine Verſe
gemacht, in meinem ganzen Leben keinen Vers!“

„Schweig, Schurke!“ brüllte mit entſetzlicher Stimme der
Feldenarſchall: „Du ſollſt mir auf die Feſtung oder an den
Galgen. Und widerſprichſt du mit einem Muck noch, ſo haue
ich dich auf der Stelle in Krautſtücke!“

Der wachthabende Hauptmann bemerkte dem Marſchall
in aller Ehrerbietung: es müſſe eine poetiſche Epidemie unter
den Nachtwächtern in der Stadt ausgebrochen ſein; denn
er habe nun ſchon drei dieſer Patrone in einer Viertelſtunde
zu hüten bekommen.

„Meine Herren,“ ſagte der Feldmarſchall zu den ihn be
gleitenden Offizieren, „da der Kerl ſchlechterdings nicht ein
geſtehen will, daß er den Vers geſungen habe, ſo beſinnen
Sie ſich auf das Pasquill, ehe Sie es vergeſſen. Schreiben
Sie es auf. Morgen wollen wir ihn ſchon zum Geſtändnis
bringen. Jetzt will ich keine Zeit verlieren, und auf den Ball.
Wer weiß es noch?“

Die Offiziere beſannen ſich. Einer half dem andern
nach: Der Wächthabende ſchrieb, und da kam folgendes
heraus:

Der Federbuſch auf leerem Kopf,
Im Nacken einen ſteifen Zopf,
Den Bauch zurück, die Bruſt heraus,
Das macht des Heeres Stärke aus.
Man wird bei 3 und Geigenſchall,
Bei Kuß und Spiele Feldmarſchall.

„Willſt du leugnen, Schurke?“ fuhr der Feldmarſchall
den erſchrockenen Nachtwächter mit erneuter Wut an: „Willſt
du leugnen, daß du das geſungen haſt, als ich aus der Tür
meines Hauſes trat?“

„Mag es geſungen haben, wer will, ich weiß nichts da
von!“ antwortete der Nachtwächter.

„Warum liefeſt du denn davon, als du mich vortreten
ſahſt?“ fragte der Marſchall weiter.

„Jch bin nicht gelaufen.“
„Was?“ riefen die beiden Offiziere: „Du nicht gelaufenf

Warſt du nicht außer Atem, als wir dich am Markt hier end
lich einholten?“

„Ja, ich war vor Schrecken außer mir, daß mich die
Herren ſo gewalttätig überfielen. Es liegt mir noch jetzt in
allen Gliedern.“

„Schließen Sie den hartnäckigen Hund krumm!“ rief
der Marſchall dem Wachthabenden zu: „Er hat bis morgen
Zeit genug, ſich zu beſinnen.“ Mit dieſen Worten eilte der
Marſchall hinweg.

Der Lärm auf den Gaſſen und die Spottgedichte der
Nachtwächter hatten die ganze Polizei in Bewegung geſctzk.
Noch in derſelben Viertelſtunde wurden zwei andere Nachi-
wächter, freilich nicht die rechten, ergriffen und zur Haupt
wache geführt. Der eine ſollte auf den Miniſter der aus
wärtigen Angelegenheiten ein ſchmähliches Lied geſungen
haben, des Jnhalts: der Miniſter wäre nirgends auswärtiger,
als in ſeinem Departement. Der andere war beſchuldigkt,
vor dem biſchöflichen Palaſte geſungen zu haben: es fehle
den Kirchenlichtern nicht an Talg, aber ſie verbreiteten im
Lande mehr Qualm und Rauch als Helligkeit.

Der Prinz, welcher durch ſeinen Mutwillen allen Na
wächtern der Reſidenz ſo ſchlimmes Spiel machte, entſchlüpfte
überall glücklich, und ward eben darum von Gaſſe zu Gaſſe
kecker. Die Sache machte Geräuſch. Man hatte ſogar dem
Polizeiminiſter, der beim König am Spieltiſche ſaß, von der
poetiſchen Jnſurrektion der ehemals ſo friedlichon Nacht
wächter rapportiert, und zum Beweis einen der Spottverſe
ſchriftlich überhracht. Der König hörte den Vers an, der
gegen die ſchlechte Polizei ſelbſt gerichtet war, die ihre Spür
naſe in alle Familiengeheimniſſe der Stadt ſtecke, und doch
im eigenen Hauſe nichts rieche, daher ihr wohl eine Priſe
zu gönnen ſei. Der König lachte laut auf, und befahl, ihm
einen der nachtwächterlichen Poeten einzufangen und J
bringen. Er ſtand vom Spieltiſche auf; denn er ſah,
Polizeiminiſter hatte die gute Laune verloren.

Fortſetzung folgt.



Uch. Anmeldungen bei der Leitung des Provinzial-Obſtgartens zu
ODiemitz-Halle a. S.
gang zur Auskbildung von Kreis- und Gemeinde-Baumwärtern
ſtatt. Anmeldungen hierzu nimmt der Vorſteher des Provinzial
Obſtgartens Diemitz bei Halle a. S., Gartendirektor Müller, ent
gegen. Jeder Teilnehmer muß an dem vollſtändigen Lehrgang teil-
nehmen.

Die Entſcheidung über die neuen Gemüſelieferungsverträge
ſt wie die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt mitteilt, jetzt gefallen.
WMaßgebend bleiben nach wie vor die Beſtimmungen der Verordnung
vom 2. April 1917 über die Bewirtſchaftung von Gemüſe und Obſt,
die nicht geändert worden ſind. Auf Grund der Etifahrungen des
vorigen Jahres hat ſich jedoch die Notwendigkeit ergeben, das Ver-
fahren beim Abſchluß und bei der Genehmigung von Lieferungs
verträgen in einigen Punkten anders zu geſtalten.
nun folgendes Verfahren: Auch im Jahre 1918 haben ſich die
darfsſtellen Kommunalverbände und Großverbraucher) mit Ge-
müſe durch Lieferungeverträge über das noch nicht abgeerntete
Gemüſe ſelbſt zu verſorgen. Zum Abſchluß von Lieferungsver-
trägen über Gemüſe im eigenen Namen oder im Namen der Reichs-
ſtelle für Gemüſe und Obſt (Geſchäftsabteilung) ſind außer dieſer
efugt: 1. Landes-, Provinzial- und Bezirksſtellen für Gemüſe
und Obſt ſowie das Ernährungsamt für die thüringiſchen Staaten
n Weimar, 2. ſtädtiſche und ländliche Kommunalverbände (kreis-
freie wie nicht kreisfreie, 3. Großverbraucher unter beſonderen
Vedingungen und nur mit Genehmigung des für ſie zuſtändigen
Kommunalverbandes, ſoweit es ſich nicht handelt um militäriſche
Dienſtſtellen und gemüſeverarbeitende Unternehmungen, die bei
der Gemüſekonſervenkriegsgeſellſchaft in Braunſchweig, der Kriegs
geſellſchaft für Dörrgemüſe in Berlin oder der Abteilung Sauer-
kraut der Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt, Geſchäftsabteilung,
angeſchloſſen vder kontingentiert ſind. Alle dieſe Stellen ſchließen
die Lieferungsverträge nur mit Erzeugern oder Erzrugerverbänden

„ab, nicht mit Vertretern des Handels als Vertragspartei. Dagegen
vedienen ſie ſich des Handels als Beauftragten. Verträge, die

Händler ohne Auftrag ſelbſtändig mit Erzeugern geſchloſſen haben,
werden nicht genehmigt.

Zur Gemüſeverſorgung von Halle. Wie der Stadt Berlin und
vielen anderen Großſtädten, ſo ſind auch der Stadt Halle mehrere
Kreiſe, mit denen ſie in Verhandlungen zur Lieferung von Gemüſe ein-
getreten war, von der Reichsſtelle geſperrt worden. Dieſe Sperrung,
die ſich auf gemüſebauende Gegenden in den Provinzen Sachſen, Bran-
denburg, Poſen, auf ganz Pommern und Schleswig-Holſtein erſtreckt,
dient der Sicherung des Gemüſebedarfs für Heer und Marine. So
fönnte die künftige Gemüſeverſorgung der Stadt Halle gefährdet er-
ſcheinen, doch es iſt zu hoffen, daß es noch gelingen wird, anderweit
Verträge mit leiſtungsfähigen Lieferern abzuſchließen, ſo daß Befürch
tungen vorerſt nicht gerechtfertigt erſcheinen.

Obſtberatungsſtelle für den Stadtkreis. Von der Polizeiver-
waltung wird wiederholt zur öffentlichen Kenntnis gebracht, daß
der Gärtnereibeſitzer Herr Auguſt Spindler, Gneiſenauſtraße 12 pt.,
zum Obſtbaum- Sachverſtändigen für den Stadtkreis Halle beſtellt
worden iſt. Die Obkſtbauvereine, Beſitzer und Pächter von Obſtplan-
tagen und Gärten werden zugleich darauf aufmerkſam gemacht, daß
bei der von ihnen vorzunehmenden Reinigung der Obſt- uſw.
Bäume Herr Spindler über die Art und Weiſe der Erkennung und
Vertilgung des ſchädlichen Ungeziefers, insbeſondere auch der Blut-
laus, Auskunft geben wird und den Beteiligten mit Rat und Tat
zur Seite zu ſtehen bereit iſt.

Erzeugniſſe aus Papiergarn ſind bezugsſcheinfrei. Auf Grund
einer Bekanntmachung vom 16. Februar ſind nunmehr auch alle Web-,
Wirk- und Strickwaren, wie ſonſtige Erzeugniſſe, zu deren Herſtellung
ausſchließlich Papiergarn verwendet wird, ohne Bezugsſchein erhält-
lich. Mit dieſer Erleichterung kommt die Reichsbekleidungsſtelle längſt
gehegten Wünſchen und Bedürfniſſen, ſowohl des Kaufmannsſtandes
wie auch der Allgemeinheit entgegen. Auch iſt mit Sicherheit zu er
warten, daß durch dieſe Erleichterung ſich die Nachfrage nach Papier-
garn-Erzeugniſſen erheblich ſteigern wird.

Gegen das Hamſtern zur Reiſezeit. In amtlichen Kreiſen ſoll
nach einer Mitteilung des offiziellen Organs des Bundes deutſcher Ver
kehrsvereine „Deutſchland“ die Abſicht beſtehen, für die Reiſezeit 1918
dem Schleichhandel und dem Hamſtern gerade in den deutſchen Bädern
mit allen Mitteln entgegenzutreten. Es wird jedoch verſichert, daß da
durch der normale notwendige Reiſe- und Erholungsverkehr nicht ge
troffen werden wird. Das Bundesorgan befürchtet aber, daß ſolche
Maßnahmen nicht allein manchen Unſchuldigen treffen, ſondern in ein
zelnen Gebieten den Fremdenverkehr ganz unterbinden könnten.
Von zuſtändiger Stelle des Kriegsernährungsamtes erfahren wir hierzu,
daß man nicht beabſichtigt, den Reiſeverkehr durch allzu ſtrenge Maß-
regeln zu behindern. Es iſt dies ſchon aus dem Grunde nicht beab-
ſichtigt, da keine der an den Fremdenverkehr intereſſierten Regierungen
ſich ins eigene Fleiſch ſchneiden möchte. Allerdings müßten Auswüchſe,
wie ſie ſich im Vorjahre gezeigt haben, in dieſem Jahre unterdrückt
werden. Denn das Hamſtern habe im Vorjahre einen derartigen Um-
fang angenommen, daß einzelne Staaten Gefahr liefen, ihr Ratio
nierungsſyſtem für die eigene Bevölkerung nicht mehr aufrechtzuer-
halten. Gegenwärtig finden zwiſchen Preußen, Bayern, Wücttemberg,
Heſſen, Baden, Mecklenburg und den thüringiſchen Staaten Verhand
lungen darüber ſtatt, wie die Frage der Lebensmitte verſorgung für
die Fremden geregelt werden kann, ohne daß das Hamſtern wieder
einen ſolchen Umfang annimmt wie im Vorjahre. Die Verhandlungen
ſollen im Anſchluß an die gegenwärtig zwiſchen den Bundesſt raten
ſchwebenden Verhandlungen über die Bekämpfung des Schleichhandels
erfolgen und ſo ſchnell gefördert werden, daß noch vor Anfang der
Reiſeſaiſon die Frage zur Zufriedenheit der Gäſte und der Gaſtgeber
gelöſt wird.

Unabhängige Spritzerchen. Das Volksblatt konnte es ſich nicht
oerkneifen, ihrem Bericht über die ſozialdemokratiſche Verſammlung
vom Sonntag folgende Einleitung zu geben: „Eine öffentliche
Volksverſammlung hatten die Halleſchen Regierungsſozialiſten am
geſtrigen Sonntage wiederum nach dem Walhallatheater einberufen.
Jhnen ſcheint im preußiſchen Rechtsſtaate, in dem jeder Bürger vor
dem Geſetze gleich iſt und wo es ſeit Auguſt 1914 „keine Parteien“
mehr gibt die Huld der Mächte, die veute im Zeichen des Be
lagerungszuſtandes den Vürgern die Verſammlungsfreiheit zu-

es in Halle zu keiner öffentlichen Verſammlung bringen. Und wenn
ſie einmal nahe daran iſt, wie neulich, als der Reichstagsabgeordnete
Gen. Vogtherr über das vreußiſche Landtagswahlrecht ſprechen ſollte,
da ſtellte ſich in letzter Stunde doch wieder ein Hindernis ein. Auf
eine freie Ausſprache mußte in dem geplanten Vogtherr- Vortrage
von vornherein verzichtet werden; den Abhängigen hatte man ſie
auch am Sonntage wieder zugeſtanden.“ Dieſe Giftiſpritzerchen
zu volldn, woklgezielten Spritzern langte es diesmal doch nicht
waren zu erwarten. Nur ſind ſie reichlich ungeſchickt gegeben, wie
ſelbſt der waſchechteſte Unabhängige zugeben muß. Das Verbot der
Vogtherr- Verſammlung hat nämlich mit der Frage, ob „Regie-
rungsſozialiſt“ oder „Unabhängiger“, gar nichts zu tun. Vielmehr
dürfte es ſeine Urſache einzig und allein darin haben, daß dieſe
Verſammlung gerade in die ohnehin aufgeregten Streiktage fiel.
Und das allgemeine Empfinden, auch unter den Unabhängigen, war
ja damals gleich beim Ausbruch des Streikes, daß nun aus der
Vogtherr- Verſammlung nichts werden dürfte. Wenn alſo das Volks-
hlatt die Arbeiter noch weiter gegen uns aufhbetzen will, dann muß
s das ſchon ſchlauer anfangen. So werden nur ſeinen eigenen An-
hängern die Augen geöffnet. Und das wäre doch jammerſchade,
meinen Sie nicht auch, verehrte Freundin vom Harz?

Tödlicher Unglücksfall. Auf dem Perſonenbahnhofe wurde dieſer
r der Schaffner T. von hier von einer Rangiermaſchine erfaßt und
ſo ſchwer verletzt, daß der Tod bald danach eintrat.

Eigentümer geſucht. Bei zwei auf dem Heuptbahn of feſtge
nommenen Taſchendieben ſind mehrere Geldbeutel mit Jnhalt ge-
funden worden. Dieſer beſteht außer barem Gelde aus einer Fahr
karte Halle--Leipzig, 3 vom Rat der Stadt' Leipzig ausgeſtellten
Ausweiſen zum Einkauf von 1 Liter Petroleum und einem
goldenen Klemmer mit ſchwarzer Schnur, der ſich in einer Leder
hülle mit der Aufſchrift H. Gedhardt, Optiker, Berlin SO, Reichen-
erger Straße 20, befindet. Die rechtmäßigen Eigentümer, die ein
Perſonenausweis mitzubringen haben, wollen ſich dei der Kriminal-

poligei, Dreyhauptſtraße 4, I, Zimmer 37, in der Zeit von 5 bis 1
Gleichzeitig findet ein unentgeltlicher Lehr oder 3 bid 6 Uhr melden.

Geſundene ſtände. In der gen vom '1. dis 15. Februar
ſind nachfolgende Gegenſtände als gefunden bei der Polizeiverwaltung
abgegeben oder angemeldet worden: 3 Geldtäſchchen mit Jnhalt, 1 Geld
ſchein, 1 Handtaſche mit Jnhalt, 1 Ledertaſche mit Jnhalt, 3 Taſchen

r h 1 r v 2 r re 1 O Tas, 1 e, 1 Blechſchere, 1 „1 Ruckfack, 1 ſchwarzfeidenerMütze, 1regenſhiem 1 Paar Schnürſchuhe und Bekleidungsſtücke,

1 ſchwarze Mappe mit Jnvalidenkarte und Impfſchein auf die Namen
Müller und Hans Pohla lautend: Die unbekannten Eigentümer werden
aufgefordert, ihre Rechte innerhalb 6 Monaten im Polizeibureau, Drey
hauptſtraße 4, Zimmer 100, geltend zu machen. Die nicht zurück
eforderten Gegenſtände werden an die Armenverwaltung oder an den

Für 1918 gilt inder abgegeben.

Theater, Sehens würdigkeiten uſtp.
Stadttheater. Heute, Mittwoch, kommt „Tiefland“ zur Auf-

führung, Donnerstag „Ein Volksfeind“, Freitag „Die Walküre“
(Anfang 7 Uhr), Sonnabend „Das Dreimäderlhaus“. Sonntag nach-
mittag Volksvorſtellung „Jahrmarkt in Pulsnitz“, abends zum erſten
Male „König für einen Tag“, komiſche Oper von Adam. Am Sonn-
abend findet nachmittags 3 Uhr eine Schüler-Aufführu von
Schillers „Mariag Stuart“ ſtatt. Karten ſind im Vorverkauf bereits
erhältlich.

Volksbildungsverein. Der für den 21. Februar (Donnerstag)
in Ausſicht genommene Vortragsabend über „Oſtafrika“ muß wegen
Erkrankung des Redners ausfallen. Sonnabend, 9. März, findet
ein Konzertabend des Hehydrichſchen Konſervatoriums ſtatt. Näheres
folgt.

Aus der Provinz.
Bodenwucher.

Die gewaltigen Kriegsgewinne, die ſkrupelloſe Schieber zu
Millionären machen, wirken für das Volk, fortzeugend Böſes ge-
bärend, über den Krieg hinaus. Jn wahnſinniger Weiſe treiben
ſie den Preis für Güter, überhaupt für Grund und Boden in die
Höhe. Kriegsgewinnler legen in Rittergütern einen Teil ihrer
Beute an und die „bodenſtändigen“ für die heimatliche Scholle
kämpfenden Großgvrundbeſitzer ſtecken ſchmunzelnd Wuchergewinne
ein und ſchreien dann über das unchriſtliche und undeutſche Treiben
der andern! Man brauchte ſich nicht darum zu kümmern, wenn
ſich die „beſſere“ Geſellſchaft gegenſeitig bewuchert, ſich um die dem
Volke abgegaunerten Gewinne herumbalgt und damit die Geſchichte
erledigt wäre. Leider ſteht es nicht ſo.

Aus den letzten Tagen wird z. B. mitgeteilt, daß ein Gut bei
Penzlin, das erſt vor einem Jahre den Beſitzer gewechſelt hatte,
nun mit einem Aufſchlag von 600 000 Mark auf den vorherigen
Preis, in dem ſicher auch ſchon ein tüchtiger Kriegsgewinn einge-
ſchloſſen war, weiterverkauft worden ſei. Der jetzige Kaufpreis be
trug 2,35 Millionen Mark, der letzte Aufſchlag mithin 33 Prozent
des vor einem Jahre gezahlten Preiſes. Bei einem Verkaufsgeſchäft
600 000 Mark Verdienſt. Dafür müſſen annähernd 1000 Landarbeiter
das ganze Jahr ſchwer ſchuften.

„Weiter wird gemeldet, daß in der Mark Brandenburg und an
grenzenden Gebieten Rittergüter zu einigermaßen normalen Be-
dingungen überhaupt nicht mehr zu haben ſeien. Es ſollen ſich An
kaufsſhyndikate gebildet haben, die bereits auf alle erreichbaren Güter
die Hand legten. Dabei ſind natürlich auch dig Hände der frühern
feudalen Beſitzer ordentlich vergoldet worden.

Und nun hört man aus den agrariſchen Zeitungen und Jnter-
eſſenverbänden großes Geſchrei über die Notwendigkeit hoher Schutz
zölle, weil ſonſt die deutſche Landwirtſchaft bei den hohen Er
zeugungskoſten nicht beſtehen könne. Sogar gegen OeſterreichUngarn
und andre Verbündete ſollen Zollſchranken aufgerichtet bleiben, viel
leicht noch erhöht werden. Alſo erſt wird das Volk durch Steigerung
aller Preiſe gründlich gusgebeutet, der Gewinn dient dazu, die
Preiſe für Grund und Boden tüchtig hochzutreiben, und dann ſollen
Schutzzölle dafür ſorgen, daß für die erhöhten Güterpreiſe auch
wieder ordentliche Gewinne geſichert bleiben. Das deutſche Volk ſoll
doch erfahren, daß es ſehr „teuern“ deutſchen Boden verteidigt, da
für gekämpft und geblutet hat. Alles muß eben ſeine kapitaliſtiſch
geregelte Ordnung haben.

Von der Elbſchiffahrt.
Der Zentralausſchuß der Privatſchifferver-

eine an der Slbe hat ſoeben a Jahresbericht für 1917
herausgegeben, aus dem das Wichtigſte mitgeteilt ſei:Zur Entlaſtung der Eiſenbahn iſt dem Vaſſerwege im Berichts-

jahre eine nicht geringe Menge von Gütern überwieſen worden. Die
Schiffsfrachten ſind entſprechend den ſehr verteuerten Löhnen und
Materialpreiſen geſtiegen. Beklagt wird der noch große Mangel an
Frachtgut wegen völligen Verſagens der Ein- und Ausfuhr über
See und der Leutemangel. Ueber die Kohlenverſorgung Mittel und
Norddeutſchlands war durch den Reichskommiſſar Anordnung ge
troffen worden, daß die genannten Gebiete zugunſten Sachſens und
Bayerns vom Bezug der böhmiſchen Kohle auszuſchließen ſeien.
Gegen dieſe Beſtimmung hatten ſich Vertreter der Schiffabrts- und
Kohlenintereſſenten in einem ausführlich begründeten Geſych ge
wandt. Der Zentralverein machte in einer Eingabe an die Schiff
fahrtsabteilung geltend, daß die Privatſchiffer, die noch immer überden größten Eciffepart der Elbe verfügen, ſich weigern würden,

nach der Oberelbe zu fahren, da ſie hier keine Rückfracht mehr er-
halten könnten. Nach einer perſönlichen Ausſprache mit dem Reichs
tommiſſar wurde das frühere Belieferungsverhältnis wieder herge-
ſtellt. Handelskammern- und Schiffohrtsverbände haben ſeit langem,
beſonders aber auf Grund der Kriegserfahrungen, die Gründung
von Schiffsbeleihungebanken gefordert, wie ſie jetzt z. T. mit ſtaat-lichen Unterſtützungen eingerichtet werden, für die Hrivatſchiffahrt

ein unabwejsbares Bedürfnis. Die Arbeitsgemeinſchaften der Elbe-
ſchiffervereine und der Fachausſchuß für Binnenſchiffahrt ſowie der
Zentralverein für Deutſche Binnenſchiffabrt in Berlin haben die
Gründung von Schiffsbeleibungsbanken auf breiter Grundlage be-
tont und in die Wege geleitet. Der Grenzverkehr der Schiffshaupter
zwiſchen Sachſen und Böhmen barg viel Schwierigkeiten in ſich. Nach
Verhandlungen zwiſchen dem Oberpräſidenten der Protinz Sachſen,
cinem Vertreter der k. k. Statthalterei in Prag und Vertretern der
Schiffahrt werden die Päſſe jetzt mit Daverſichtvermerken, die auf
6 Monate gelten, verſehen. Auch im Jahre 1917 ſind an den
böſmiſchen Elbumſchlagsplätzen etwa 200--300 Wagen für den
Kohlentransport beigeſtellt worden. Dieſe Wagen ſind nur bei
Hochwaſſer, bei Eisgang oder Eisſtand anderweitig verwendet wor
den. Für die Kohlenlieferung nach Deutſchland iſt die Beiſtellung
deutſcher Eiſenbahnwagen unbedingt erforderlich.

Gröben. Die Auszahlung der dies monatlichen
Kriegsunterſtützungen der Riebeckſchen Montanwerke,
Grubenverwaltung von Voß. erfolgt Dienstag, 26. Februar, in der
Leuteſtube der Grube von Voß, und zwar für Grube Winterfeld
früh 9 Uhr, für Grube Trebnitz und Siegfried früh 914 Uhr, für
Grube von Voß früh 914 Uhr, für Grube Margarete früh 10 Uhr.
Beträoe, die an dieſem Tage nicht abgeholt werden, können erſt bei
der März- Auszahlung zur Verrechnung kommen.

Merſeburg. Die Fehlerquellen unſerer Elektri-
zitätsverſorgung. Das Gutachten, das auf Grund des Gemeinde
beſchluſſes über den Betrieb unſeres ſtädtiſchen Elektrizitätswerkes und
den Grund der vielen Störungen erſtattet werden ſollte, iſt jetzt einge
gangen. Der Hauptinhalt dieſes Gutachtens iſt folgender: „Die häufigen
Störungen in der Verſorgung der Stadt mit elektriſcher
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formatorenſtationen, teilweiſe zu niedrigen Jſolatoren und ſeinen oft
roßen unreg igen Durchgängen zu ſuchen, die beſonders bei
tarkem Winde dur ſammenſchlagen der Leitungen ein Auslöſen
der Automaten verurſachen. Ein Mittel zur Abhilfe genannter Uebel

wird in einer zarzung ger Speiſeleitung VI angegeben. Dieſe
erkürzung der Speiſeleitung VI ſoll darin beſtehen, daß die Speiſe

leitung nach Merſeburg tunlichſt von dem anderen Netz losgelöſt undunmitſelbar nach Merſeburg geführt wird, weil on Stö im
anderen Gebiete der Ueberlandzentrale keinerlei ſtörenden Tiaſiß mehr

auf die Speiſele zur Verſorgung der Stadt haben würden und die
meiſten Störungsurſfachen damit beſeitigt wären. Jm übrigen kommt
das Gutachten dazu, daß die Stromerzeugungsquellen. in Ammendorf
und Gröbers techniſch gut und richtig eingerichtet ſeien, wenn auch in
Gröbers zur Zeit wegen eines Maſchinenſchadens nicht gearbeitet werden
könne. Auch das ſtädtiſche Netz ſei im allgemeinen, abgeſehen von
einigen Kleinigkeiten bei der Leitung nach dem Gefangenenlagetr, fehler-
frei, wenn auch das Gleichſtromnetz als alte Anlage unmodern und
änderungsbedürftig ſei. Die Stadtgemeinde hat das Gutachten an die
Ueberlandzentrale gegeben mit der Auffſorderung, alsbald die von den
Sachverſtändigen vorgeſchlagenen Maßnahmen zu treffen, damit die
Störungen auf ein tunlichſt geringes Maß zurückgeführt werden.

Kein Verſchulden der Poſt. Nach einer Mitteilung der
Oberpoſtdirektion in Halle iſt die kürzlich von uns gebrachte Nachricht,
daß zwei von einer Waſchfrau in Merſeburg zur Poſt eingelieferte Feld-
poſtpäckchen auf der Poſt entwendet und beraubt worden ſeien, nach dem
Ergebnis der n Nachforſchungen unzutreffend. Zwei zur Poſt
eingelieferte Päckchen ſind richtig abgeſandt worden; dagegen hat der
10jährige Sohn der Abſenderin ein drittes Päckchen, das ihm übergeben
war, nicht zur Poſt eingeliefert, ſondern unterſchlagen und beraubt, wie
er jetzt eingeſtanden hat.

Weißenfels. Graupenverteilung. Von Sonnabend, den
23. Februar bis Freitag, den 1. März kommen auf die Lebensmittel
marke 110 nach der Kundenliſte je 100 Gramm Graupen.

Teuchern. Gänſediebſtahl. Jm nahen Schortau ſind aus
einem Gehöft, aus dem im Herbſte ſchon ein Ziegenbock geſtohlen wurde,
jetzt ſämtliche Zuchtgänſe abgeſchlachtet worden. In Koſtplatz waren die
Diebe im Gehöft des Landwirtes J. in den Kälberſtall eingedrungen,

aber vom Beſitzer, der wach geworden war, noch rechtzeitig
verjagt.

Wittenberg. Uhrendiebſtähle. Jm Oktober vorigen Jahres
wurde aus der Werkſtätte eines hieſiggn Uhrmachers eine zur Re
paratur gegebene filberne Armbanduhr im Werte von 68 M. geſtohlen.
Jetzt iſt es e als Diebin ein 13 Jahre altes Schulmädchen feſt
zuſtellen. ei den Ermittelungen darüber ergab ſich weiterhin, daß
auch noch zwei andre Schulmädchen ſolche Uhren geſtohlen haben, im
Werte von 25 und 35 Mark.

Gefangenenrevolte. Vier in Unterſuchungshaft im
hieſigen Gerichtsgefängnis befindliche 18jährige Jnſaſſen hatten den Plan
gefaßt, gemeinſchaftlich auszubrechen. m dieſen Plan auszuführen,
ſchlugen ſie den Gefangenenaufſeher mit einem bereit gehaltenen
Knüppel nieder und nahmen ihm ſein Seitengewehr und die Schlüſſel
ab. Auf deſſen Hilferufe eilten ein Jnſaſſe, ſowie mehrere in der Nähe
befindliche Soldaten herbei, die das Gefängnis umſtellten und die Po
lizei herbeiriefen. Dieſe fand den Gefangenenaufſeher bewußtlos im
Keller vor, worauf der über der Gefangenenwohnung befindliche Boden
abgeſucht wurde. In einer verſchloſſenen Kammer wurden nach Er
brechen der Tür die Meuterer aus ihren Verſtecken herausgeholt und
wieder feſtgenommen.

Gewertkſchaftliches.
Wie mans kreibk, ſo gehis. Die Leipziger Gewerkſchaften zählten,

ausſchließlich der zum Heeresdienſt einberufenen, an Mitgliedern
Ende 1914: 49 00
Ende 1915: 33 075,
Ende 1916: 32 095,
Ende 1917: 25 021.

Im letzten Jahre haben alſo die Leipziger Gewerkſchaften erneut
mehr als 7000 Mitglieder verloren. Jm ganzen übrigen Deutſchland iſt
die Arbeiterbewegung vorwärts gegangen, und namentlich die Gewerk-
ſchaften haben im letzten Jahre eine Zungahme erreicht, die ſelbſt die beſten
Friedensjahre übertraf. Nur in Leipzig, der Hochburg der Unab-
hängigen, wo man nichts anderes zu tun wußte, als tagaus, tagein
gegen die Gewerkſchaftsführer zu hetzen, hat man die ganze Gewetk-
ſchaftsbewegung gründlich heruntergewirtſchafte? Auch die Lohnver
hältniſſe in der Leipziger Rüſtungsinduſtrie ſind bekanntlich viel un
günſtiger als in entſprechenden Jnduſtrieorten. An ihren Früchten 'ollt ihr
ſie erkennen! In Leipzig erntet man jetzt die Früchte unabhängiger
gerſp.itterungsarbeit.

w z
Einen ordeullichen Verbandslag beruft der Zentralverband der

Schuhmacher auf Montag, den Y. Juli, nach Würzburg ein. Die
proviſoriſche Tagesordnung weiſt u. a. ein Referat von Simon über
„Die Uebergangswirtſchaft vom Krieg zum Frieden und die Aufgaben
unſeres Verbandes“ auf.

ſchon jetzt auf eine ſehr reſpektable Leſerzahl blicken kann.

Aus der Partei.
Die Anabhängigen und der politiſche Streik.
Die Bergiſche Arbeiterſtimme in Solingen veröffentlicht frei-

willig folgende Vekanntmachung des Generalkommandos in Kaſſel:
Dank der beſonnenen Haltung der Mehrheit der Arbeiter-

ſchaft ſind zwar die Arbeitseinſtellungen, die auch an einigen
Orten im Bezirk des 11. Armeekorps ausgebrochen waren, in
Ruhe und Kürze beigelegt worden; ſie machen es mir gleichwohl
zur Pflicht, mit allem Ernſt darauf hinzuweiſen, daß Arbeits
einſtellungen jetzt im Kriege unter keinen Umſtänden als ein
zuläſſiges Mittel zur Erreichung irgendwelcher Forderungpen,ſeien dieſe an ſich berechtigt oder nicht, angeſehen werden dürfen

Denn jeder Streik ſchädigt jetzt auf das ſchwerſte unſer Vater
land! Er ſchwächt unſere Rüſtung, er ſtärkt das jüngſte Froh
locken der feindlichen Preſſe beweiſt es die Hoffnung der
Feinde auf unſeren Zuſammenhruch. und mit der Belebung ihrerSiegeszuverſicht verlängert er den Krieg! Jch erwarte von der
Beſonnenheit und der Vaterlandsliebe der Arbeiter, daß ſie hin
fort jede Streikbewegung ablehnen werden, und daß es mir er
ſpart bleiben wird, gegen vaterlandsgefährdende Arbeitsnieder-
legungen mit der Schwere des Strafgeſetzes und der ſonſtigen mir
zu Gebote ſtehenden Mittel einzuſchreiten.

Kaſſel, den 8. Februar 1918.
Der Stellvertr. Komm. Generalg. des 11. Armeekorps.

von Kehler, Generalleutnant.
Was fagt nun das Unabhängige Blatt zu dieſer Erklärung des

Generalkommandos Nichts anderes, als daß es eine Bekannt-
machung ſei, die „in ihrer Sachlichkeit und Ruhe ſehr
erfreulich gegenüber anderen Kundgebungen wirke. Nun
wiſſen wir wenigſtens, was die Unabhängigen unter einem ruhigen
und ſachlichen Urteil über politiſche Demonſtrationsſtreiks verſtehen,

e

Bormm Fortſchrilt der Parteipreffe. Einen ſehr erfreulichen Auf
ſchwung hat unſer neues Parteiblatt in Düſſeldorf genommen
Wie es in ſeiner Nummer 3 vom Sonnabend mitteilt, wurden von der
zweiten Nummer des Blattes allein 10 000 Ezemplare im Straßen
handel umgeſetzt. Dazu kommt noch die ſtändig wachſende Zahl der
feſten Abonnenten in Düſſeldorf und im Felde, jerner die Zeirungen,
die an die Nachbarwahlkreiſe abgegeben werden, ſo daß das nene T

Die Auf
wättsentwicklung der Düſſeldorfer Freien Preſſe iſt aber noch keines
wegs abgeſchloſſen, Lereig laufen beim Verlag neue Beſtellungen
ein, in erfreulich großer Zahl auch aus dem Felde. Das gibt W rech-
tigung zu der Hoffnung, daß die ſeit der Parteiſpaltung unleidlichen
Verhältniſſe in der Düſſeldorfer Parteibewegung wieder geinaden
werden.

Qui:tung über freiwillige Veiträge.
Verſammlung am Sonntag Str. 90 Pf. und Schl. a. Gr. 1.55 M.

Parteifekretariat für Halle und Saglkreis,
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